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Krieg und Recht sind Beg:riffe, die slcli gän 
auszuscbliessen scheiaen. Der Krieg ist die Negp 
jedes Rechts, die Betätigung und Bestätigung der Wi 
des Stärkern. Und doch spricht man vom Kriegsr 

Wie der Zweikampf gewisseo Regeln unterliegt 
von allen anständigen Beteiligten auf die Gefahr 
Verrufes hin befolgt werden müssen, so haben 
fQr die kriegführenden Parteien und die ihnen zunä 
stehenden, wenn auch an ihrem Kampfe nicht d 
beteiligten, d. h. neutralen Länder gewisse allgen 
Gesetze zuerst gewobnheitsrechtliche und sodann 
kerrechtliche Gültigkeit erlangt. Solche Gesetze 
treffen den Schutz von Personen, sowohl Kombatts 
wie Nichtkombattanten und von Gefangenen, ft 
den Schutz von Sachen, sowohl des öffentlichen wi< 
privaten Eigentums. Diese allgemeinen Regeln 
um die Wende des Jahrhunderts zum erstenmal intt 
tional kodifiziert und zusammengestellt worden, und : 
im Haager Abkommen betreffend die Gesetze und 
brauche des Landkrieges vom 29. Juli 1899. 

Bis zu diesem Uaager Abkommen war die Gi 
Konvention von 1864 die erste und einzige Übereink 
die alle Kulturvölker zu einem humanitären Z' 
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Eriegfübrenden gestellt war. Von 1581 bis 1864 zählte 
man Dach Gurlt 291 solcher Kapitulationen, eine grosse 
Zahl, die um so grösser erscheint, als derartige Ab- 
machungen während der napoleouischen Epoche ganz 
verschwunden waren. 

Erst in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
tauchte die Frage der im Kriege zu besorgenden Yer- 
wundetenpflege wieder auf, namentlich angesichts der 
Unzulänglichkeit der sanitarischen Hülfsmittel während 
des Krimkrieges, sollen doch nach dem Angriff auf 
Malakoff für 14,447 Kranke und Verwundete nur 8 
richtige Chirurgen zur Verfügung gestanden sein^ Der 
ganze Mangel an einem richtigen Heeressanitätsdieust 
trat noch viel erschreckender zutage während des uns 
näherliegenden italienischen Feldzuges von 1859. Nach 
demselben verlangten fast gleichzeitig der Italiener 
Palasciano, der Franzose Arnault und der Schweizer 
Henry Dunant die Neutralisierung der Verwundeten 
und ihrer Pfleger und die bessere Organisation der 
ärztlichen Hilfe auf dem Schlachtfelde. Namentlich 
wurde das 1862 erschienene Buch Dunants „I7n Sour 
venir de Solferino^ der Weckruf, der einen ähnlichen 
Erfolg hatte wie y^Onhel Toms Hütte'' für die Ab- 
schaffung der Sklaverei. Das Elend unter den 40,000 
Verwundeten jener am 24. Juni 1859 geschlagenen 
Schlacht und die Schrecken, welche die 40,000 Toten 
brachten, waren in dieser Schrift so eindringlich ge- 
schildert, dass sie eine mächtige Bewegung zur Grün- 
dung freiwilliger Hülfsgesellschaften für den Kriegs- 
fall entfachte. 

Was de Chamousset im Jahre 1764 angeregt hatte, 
nämlich eine Übereinkunft zum Schutze der Verwun- 
deten und Spitäler, was in der „Augsburger Allge- 

* So Prof. Holland in einem Aufsatz über The new Genwa 
Convention (Fortnigthly Review, 1. August 1907). 




Wende des 19. Jabrbanderts 
das sollte nuo, nachdem das 
es Erdreich g:efallen, rasch 
ätave Moynier, der Präsident 
an Gesellschaft, brachte die 
ti£rs volontaires, die jeder 
in der Sitaung vom 9. Feb- 
chaft zur Sprache, und eine 
noch Dunant und Dufonr an- 
ie Anregung; Dunant warb 
und durch seine Reisen in 

'■ veranstaltete die Genfer ge- 
rn Athen&um einen von Ge- 
ld vom Vorsitzenden der Ge- 
;r, inspirierten und geleiteten 
Vertreter von 14 europäischen 
zte, im ganzen 36 Personen 
gelang es, einen Eonventions- 
eines ganzen Netzes von frei- 
Krieg und Frieden durchzu- 
ner zuhanden der Begierungen 
, worin der Schutz solcher 
'feulralisierung der Spitäler, 
personales, der mit der Ver- 
en Bewohner des Kriegsschau- 
leten selbst, sowie die An- 
lichens, des roten Kreuzes im 
fiirde. 

das zum internationalen Ko- 
ar, wandte sich hierauf mit 
e verschiedenen Kegierungen 
in Bundesrat ; letzterer berief 
en Kriege auf den ä. August 
Vertretern von 16 Mächten 



beschickte Konfesenz nach Uenf eio, die unter dem 
Vorsitz von General Dufour nach langwierigen Ver- 
handlungen am 22. August 1861 die aus 10 Artikeln 
bestehende „Übereinkunft zur Verbesserung des Loses 
der verwundeten Militärs der im Felde stehenden Heere" 
abschlosB. Diese erste Genfer Konvention, die haupt- 
sächlich die Wünsche des frähern Kongresses betreffend 
Neutralisierung der Sanitätsanstalten und des Sani- 
tätspersonals, sowie die Feststellung des internationalen 
Erkennungszeichens in BerUcksicbtigung gezogen hatte, 
wurde von Abgeordneten von zwölf Regierungen unter- 
zeichnet. 

Bald erwies sich aber diese Übereinkunft, welcher 
die richtige völkerrechtliche Durcharbeitung fehlte — war 
sie doch die erste derartige, in einer sehr schwierigen 
Materie getroffene Abmachung — als nicht gerade 
glücklich abgefasst, als lückenhaft und teilweise un- 
praktisch. Neben den Vorzögen traten nun auch die 
Mängel erstmals im deutsch-österreichischen Kriege klar 
zutage, in welchem anfänglich Preussen die Konven- 
tion allein anwendete; es liess nämlich Österreich, das 
ihr ebensowenig wie Sachsen und Hannover beigetreten 
war, wissen, es werde in Erwartung der Gegenseitig- 
keit die durch die Genfer Konvention anempfohlenen 
Humanitütsrücksichten befolgen , worauf auch Öster- 
reich unter dem Drucke der Verhältnisse nach der 
Schlacht von Königsgrätz die Übereinkunft am 21. Juli 
1866 unterzeichnete. Die ersten Abänderungs vorschlage 
fanden sich denn auch in einem Entwurf der prews- 
sischen Militärsanitätskonferenz und in einem solchen 
der in Würzburg vereinigten deutschen Hülfsgesell- 
schaften (22. August 1867). Dann wurde anlässlich der 
Pariser Weltausstellung schon am 29. August 1867 von 
einer internationalen Versammlung der Abgeordneten 
der Hßlfsgesellschaften eine neue Fassung vorgeschlagen. 



>rgeben veranlasste den scbweize- 
auf das folgende Jahr nach Genf 
;iscbe Konferenz einzuberufen; sie 
ktober 1868 und entwarf 15 Zusatz- 
Übereinkunft, von denen <lie ersten 
bezug auf den Landkrieg ergänzten, 
5) sich auf den Seekrieg bezogen. 
men wurde jedoch nie eigentlich in- 
denn es wurde angesichts der Be- 
;aaten (Frankreich, England, Russ- 
irt; imnierhiu wurde es von Deutsch- 
iegssanitätsordnung rezipiert und 
"ör die Dauer des deutsch- französi- 
Deutschland, Frankreich und der 
klärt. 

n Kriegen, die leider nur allzu zahl- 
ch-türkischer Krieg 1877 ; Japan- 
nkreich-Madagaskar 1895; Italien- 
friechenland-Tiirkei 1897; Spanien- 
England-Südafrikanische Kepublik 
id 1904/05), wurde noch öfters über 
düng der Genfer Konvention oder 
wichtiger Bestimmungen derselben, 
missbräuchliche Verwendung der 
Idbinde des roten Kreuzes zu mili- 
srlichen Zwecken oder durch Maro- 
'ch Einwohner, die bloss etwa eineu 
en ins Haus aufnahmen, geklagt, 
uf, dass die Türkei im Jahre 1877 
e, sie habe, um der Abneigung ihrer 
[reuz Rechnung zu tragen, dasselbe 
it dem roten Halbmond vertauscht. 
Vorschläge zur Revision der Über- 
mtsprangen hierauf der zur VereJn- 
rsrechts einberufenen Brtlsseler Kon- 



11 



ferenz von 1874, die sich eingehend mit den Entwürfen 
zur Verbesserung der Genfer Konvention beschäftigte, 
und sodann einer Anzahl von Gelehrten und Fachmännern, 
unter denen wir nur den Geschichtsschreiber der Genfer 
Konferenz, Lueder, und die Herren Moynier, Gillot, 
Dr. Steiner und namentlich Prof. Meurer erwähnen wollen. 
Endlich dUrfen nicht unerwähnt bleiben die Vorarbeiten 
der schweizerischen Offizierskonferenz von Olten (1892) 
und des Oberfeldarztes Ziegler, der hierüber am 16. Juli 
1886 ein sehr interessantes, tiefgründiges Memorandum 
an den Bundesrat richtete. Durch diese vom letztern 
aufmerksam verfolgten Revisionsarbeiten war übrigens 
das Interesse an der Konvention von 1864 wach er- 
halten worden, und es hatte sich die Zahl der ihr bei- 
getretenen Länder erheblich vermehrt. 

Auf der Haager Friedenskonferenz (18. Mai bis 
29. Juli 1899) wurde nun ein Teil des Brüsseler Pro- 
gramms verwirklicht und am letzten Tage ein Abkom- 
men betreffend Anpassung der Grundsätze der Genfer 
Konvention an den Seekrieg angenommen, welchem bis 
jetzt 28 Staaten, die zugleich auch der Genfer Union 
angehören, beigetreten sind. Russland wollte zuerst 
auch die Revision der Genfer Konvention selbst vor 
die Haager Konferenz bringen, obschon ein derartiger 
Programmpunkt im russischen Rundschreiben nicht be- 
rührt worden war. Schliesslich wurde nach langem 
Parlament! eren der „Wunsch" ausgedrückt, es möchte 
diese Revision mit Rücksicht auf die vom schweizeri- 
schen Bundesrate unternommenen vorläufigen Schritte 
baldigst durch Einberufung einer besondern Konferenz 
an die Hand genommen werden. Damit erhielt der 
Bundesrat zwar keinen förmlichen Auftrag, wohl aber 
eine indirekte Einladung, die Sache weiter zu fördern. 
Er erliess denn auch zweimal, auf den 14. September 
1903 und auf den 16. Mai 1904, Einladungen zu einer 



itteii ßevisionskonferaDz ; beidemale masste dieselbe 
loch verschoben werden, und zwar wegen des russisch* 
mnischeo Krieges. 

Endlich gläckte die Einladung auf den 11. Juni 
06 ; an diesem Tage wurde die diplomatische Eonfe- 
iz in der Aula der Genfer Universität durch Bundes- 
äsident Forrer feierlich eröffnet. 

II. 
ssere und innere Zusammensetzung der Genfer Konferenz. 

Von den der Genfer Konvention beigetretenen 41 
aaten Hessen sich an der dritten Genfer Konferenz 
vertreten, allerdings der Kongo, Korea, Luxemburg, 
)ntenegro und Nicaragua nicht durch eigene Bele- 
hrte, sondern durch solche eines andern Vertrags- 
lates. Ton wichtigeren Staaten blieb nur die Türkei 
r Konferenz fern, Im ganzen waren 73 Delegierte 
wesend mit fünf Sekretären von Abordnungen. Dazu 
m das Personal des schweizerischen Sekretariats (fünf 
irren). 

Schon äusserlich bot die Konferenz ein glänzendes 
Id, indem viele Delegationen aus Diplomaten, höheren 
Qzleren, aus Militärärzten und Bechtsgelehrten von 
eltruf zusammengesetzt waren. Die einzelnen Rassen 
a;ten einträchtig nebeneinander. Die rege Schaulust 
r Genfer erltielt an den verschiedenen Auffahrten, be* 
iiders zu feierlichen Sitzungen oder Banketten oder 
ch zur Pose vor dem Objektiv des Photographen, zu 
nen die Abgeordneten in iliren gold- und silber- 
■otzenden, mit Orden und Dekorationen besäten Uni- 
'men erschienen, reichliche Befriedigung. 

Die allgemeine innere Struktur der Konferenz er- 
es sich bald als eine glückliche: der praktische Geist 
r Erreichung des Möglichen herrschte unbestritten 
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Tor. Es fanden gar keine leeren Deklamationen und 
Diekassionen aber die Alleinberechtigung von Krieg 
oder Frieden statt; man fragte nicht danach, ob der 
Krieg ein notwendiges Element zur Erhaltung der 
Lebenskraft der Völker oder aber ob er unvereinbar 
mit den Orands&tzen der Liebe, der Brüderlicbkeit, der 
fortgeschrittenen Zivilisation sei; man gab von vorne- 
herein das aussichtslose Unterfangen auf, dem Tode, 
dem schnellsten Reiter, der im Kriege sein rasendstes 
Tempo anschlägt, in dieZfigelzu fallen; man betrachtete 
vielmehr den Krieg als ein einmal vorhandenes Übel, 
dessen Hauptzweck, die Niederwerfung des Gegners, 
anangefochten blieb. G-erade weil man die militärischen 
Operationen als das wesentliche ansah, wurde den sol- 
datischen Forderungen in weitgebendem Masse Gehör 
geschenkt. 

Dagegen kam auch die Stimme der Humanität, die 
innerbalb der Schranken des Kriegszwecks die Gebote 
der Menschlichkeit verkUndet, za ihrem Rechte, und 
zwar dachte man hier durchaus nicht an ein bloss ritter- 
liches Aufwallen der Gefühle bei einzelnen Befehlshabern, 
sondern an klar bestimmte und erfüllbare Erleichterungen 
des gegenseitigen Verkehrs auf dem begrenzten Gebiete 
der Sorge um die von der Kriegageisel besonders Be- 
troffenen ; man stellte daher Regeln auf ohne starren 
Absolutismus, aber doch allgemeine Gesetze, die bei 
gutem Willen im allseitigen Interesse beobachtet wer- 
den können. 

Nicht dass es hiebei an Gegensätzen gefehlt hätte. 
Es waren solche schon in der Weltlage, in der mensch- 
lichen Natur and in dem verschiedenen Berufe der Dele- 
gierten begründet. 

In grossen Linien zeigten sich dem aufmerksamen 
Beobachter sogleich die Wirkungen der politischen 
Allianzen oder Freundschaften z. B. der französisch- 
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russischen Allianz und der Tripelallianz, sowie der 
engliach-französischen Entente, ferner die Machtsphäre 
der auf gewisBe kleinere Staaten ausgeübten Beeinflus> 
gung. 

Hiosictitlicb der IndividualitAteii gab es unter den 
Delegierten Fanatiker der Wahrheit, welche einzig und 
allein das Mögliche, aber auch nur das Mögliche ver- 
einheitlichen wollten; Idealisten, die den Pflichtenkreis 
weit auszuspannen wünschten, so dass er fast in den 
Uoralgeboten aufgegangen wäre; Opportunisten, die 
zwischen den verschiedenartigen Strömungen ohne prin- 
zipienfeste Überzeugung vermittelten und ihren Rubra 
in der Erzielung von Kesultaten unter Preisgabe von 
Teilen ihrer , Ansicht" erblickten. 

Sodann hatte es anfangs den Anschein, als ob die 
Pacblente sich allzusehr absondern wollten. Die Gruppen 
der Militärs, der Ärzte, der Juristen und der Diplomaten 
waren deutlich erkennbar. Schliesslich siegte — man 
darf wohl sagen unter der geistigen Führung der 
Juristen, welche, den Kern der praktischen, den Heer> 
führern und Ärzten am Herzen liegenden Fragen er- 
fassend, die eigentlichen wissenschaftlichen Grundsätze 
aufstellten — der Standpunkt, dass man sich mit dem 
Gaten bescheiden müsse und dass das Bessere nur in- 
soweit herangezogen werde dürfe, als es einen Ausblick 
in die Zukunft, aber nicht eine gefährliche Fessel für 
die Gegenwart bilde. 

Von ausschlaggebender Wichtigkeit war die Gliede- 
rung der Konferenz. Präsident derselben war Herr Ed. 
Odter, der Schweiz. Gesandte in Petersburg, der mit 
fester Hand und doch mit bewundernswerter genfe- 
rischer Elastizität das Ganze lenkte. Die Konferenz 
teilte sich in vier Kommissionen, von denen die erste 
(Vorsitzender: der deutsche General v. Mauteuffel) die 
Grundfragen betreffend Schutz der Verwundeten, Kranken 



9^ 



15 

und Leicbname zu behandeln hatte; die zweite (Vor- 
sitzender : der österreichische Garnisonschefarzt Oberst- 
leutnant Schüking) besprach das Sanitätspersonal und die 
dritte (Vorsitzender : der amerikanische, frühere ünter- 
staatssekretär des Krieges Sanger) das Sanitätsmaterial; 
die vierte endlich (Vorsitzender: der russische Staats- 
rat und Gelehrte Martens) beschäftigte sich eingehend 
mit den allgemeinrechtlichen Fragen betreffend Schutz- 
zeichen und Beobachtung der neuen Konvention. Jede 
Kommission bezeichnete ihren Berichterstatter, und die 
vier verschiedenen Berichte der HH. Olivier, Pauzat, 
Kebedgy und Benault wurden zu einem vom letztern, 
dem berühmten französischen Rechtslehrer, verfassten, 
musterhaften und klaren Generalbericht vereinigt. 

Die Zahl der Sitzungen betrug nicht weniger als 
31, wovon sechs Plenar- und 25 Kommissionssitzungen. 
Es ist leicht denkbar, dass dem Sekretariat dadurch 
eine grosse Aufgabe erwuchs und die Abfassung der 
zahlreichen Protokolle, ganz besonders aber die Sorge 
um rasche Drucklegung derselben und um rechtzeitige 
Fertigstellung der vielen Anträge, der Berichte und der 
zu unterzeichnenden Vertragsinstrumente mit den Titula- 
turen der Abgeordneten, sowie die Zusammenstellung und 
Verarbeitung der Sektionsbeschlüsse.eine verantwortungs- 
volle Arbeit verlangte, die an keine Tages- oder Nacht- 
stunden gebunden war.^ Dafür wurde namentlich in den 
Schlusssitzungen dem Sekretariat Anerkennung gezollt, 
und es gereicht mir zum besondern Vergnügen, auch 
hier meinen Genfer Mitarbeitern, für deren Auswahl mir 
der Bundesrat bei Übertragung der Mission des General- 
sekretariates freie Hand liess, für ihre tatkräftige und 



' Die Setzer hatten fast immer Nachtarbeit. Einer derselben 
starb während der Dauer der Konferenz. Diese veranstaltete eine 
Sammlung, teils für seine Bestattung, teils als Gratifikation für 
das Druckpersonal. 
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Yerständnisvolle Untersttttzaug meinen lebhailen Dank 
auszusprechen. Sekretäre waren die Herren Des Gouttes, 
Aktuar des internationalen Komitees des Boten Kreuzes, 
und Dr. Philippe Dunant, Sekretär-Adjunkt H. C. Odier, 
alle drei Genfer Rechtsanwälte. Fttr das Personelle 
sorgte der liebenswürdige, leider seither verstorbene 
Genfer Professor Goegg, Von der Konferenz wurden dem 
Sekretariat angegliedert die beiden jungen Diplomaten 
von Martins (Petersburg) und Vannutelli (Rom). 

Sehr bewährt hat sich die Einrichtung, dass ein 
von Hülfskräften unterstütztes Mitglied des Sekretariates 
sich ausschliesslich dem Personellen widmete, d. h. 
alles, was den Delegierten den Aufenthalt in Genf an- 
genehm machen konnte, sowie die Tischordnungen bei 
Banketten und Ausflügen besorgte, wodurch die unge- 
störte Arbeitsfähigkeit des eigentlichen Sekretariats 
sehr gesteigert wurde. Vergnügungsanlässe wurden 
nicht übermässig viele, aber gediegene geboten, indem 
die Stadt Genf ihrem Ruf der Gastlichkeit alle Ehre 
machte. Auch der Bundesrat veranstaltete ein Gast- 
mahl und einen gelungenen Ausflug nach Caux. 

Im ganzen genommen war die Konferenz eine sehr 
arbeitsreiche; sie dauerte vier Wochen, eine im Hin- 
blick auf das Ergebnis verhältnismässig kurze Spanne 
Zeit. Es wurde ihr nämlich kein eigentlicher, schon 
sorgsam erwogener und redigierter Vorschlag zu einer 
neuen Konvention vorgelegt, sondern den Ausgangs- 
punkt der Beratungen bildete ein sogen. Fragenschema 
(QuesHonnaireJ des Bundesrates, der die Hauptanre- 
gungen in 14 Fragen knapp zusammengefasst hatte. 
Dadurch war der Lust zum Redigieren bei den einzel- 
nen Delegationen ein weiter Spielraum geschaffen, und 
wirklich wurden sehr viele Anträge, ja von englischer 
Seite ein besonderer Entwurf zu einer neuen Konven- 
tion eingebracht. Die meisten Delegationen der andern 
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wichtigeren Staaten hatten wohl ebenfalls eigene Ent- 
würfe in der Tasche. In dieser Beziehung zeigt es sieb, 
dass diejenigen Staatenverbände, die ein ständiges inter- 
nationales Bureau unterhalten, das unter Mitwirkung der 
die Konferenz einladenden Regierung die Abänderungen 
schon in ganz bestimmter Fassung vorschlägt, viel 
rascher arbeiten und dass in solchen Unionen vie 
weniger dem Zufall überlassen bleibt. Nur weil ein- 
zelne Virtuosen solcher internationaler Arbeit in Genf 
mitwirkten, weil die Konferenz unter einem guten Stern 
tagte und der Geist der Verständigung sie erfüllte, 
war das Endziel ein so annehmbares. Dies wird sich 
aus der folgenden Zusammenfassung des Erreichten 
klar ergeben.* 

III. 

Zergliederung und Besprechung der neuen Konvention. 

Der am 6. Juli 1906 von 35 Staaten unterzeich- 
nete Vertrag trägt den Titel: „Übereinkuoft zur Ver- 
besserung des Loses der Verwundeten und Kranken 
der stehenden Heere. ^ Er zerföllt in folgende acht 
Abschnitte : I. Verwundete und Kranke. II. Die Sani- 
tätsformationen und -Anstalten. III. Das Sanitätsper- 
sonal. IV. Das Sanitätsmaterial. V. Die Kranken- und 
Verwundeten transporte. VI. Das Schutzzeichen. VII. 
Anwendung und Ausführung der Übereinkunft. VIII. Be- 
strafung von Missbräuchen und Übertretungen. Am 
Schlüsse stehen noch allgemeine Bestimmungen. 

* Anmerkung. Die Kongressakten, enthaltend alle auf die 
Konferenz bezüglichen Dokumente, Protokolle, Anträge, Vor- und 
Zwischenarbeiten und Zusammenstellungen und mit einem das 
Studium erleichternden Inhaltsverzeichnis versehen, sind in einem 
grossen Foliobande von 311 Seiten, der auf besonders starkes 
Papier gedruckt und auch typographisch von der Genfer Offizin 
Jarrys fein ausgestattet ist, vom Verfasser dieser Abhandlung 
Ende Oktober 1906 im Auftrage des Bundesrates herausgegeben 
worden; sie sind auch im Buchhandel erhältlieh. 

2 



I ist auf diese Art übersichtlich ge- 
in sich aber nach einein innern Ein- 
so würde sich folgende Dreiteilung 
1 Schutzbestrebungen der Überein- 
leiden der leidende, passive, und der 
3il, und zwar letzterer mit all seinen 
Personal und Material; endlich noch 
ion selbst zur Erreichung des Schutz- 
jn Schutzmittel und Vorkehren, 
hier zu behandelnden Stoffes bringt 
lese zusammenhängende Darstellung 
Militärs, Juristen wie Politikern, 
EFentlicben Leben Anteil nehmenden 
B'rauen wie Männern etwas bieten 
det die Annahme, sich an die Qebil- 
n zu richten, für den Verfasser eine 



ithleneB (Pu8iTschHtxber«chttgt«ii). 
hnitt hätte eigentlich in der Über- 
''erwundeten und Kranken auch die 
llen; diese Beifügung wurde aber 
Q Charakters' weggelassen. Er be- 
ientlichsten, im Gegensatz zu der 
an 1864, die erst im Art. 6 vom 
der Konvention, der Fürsorge für 
id Kranken, spricht, 
rf wird der Kreis der unter die 
m Personen, deren rechtliche Stei- 
faalten der kriegführenden Parteien 
rieben, und zwar nach grundsätz- 

bezieht sich nicht nur auf die ver- 
iken „Militärs", wie diejenige von 
gänzung dazu auch auf die andern 
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offiziell dem Heeresdienst zugeteilten Personen, die sich 
in der gleichen Lage der Verwundung oder Krankheit 
befinden, also auf dasjenige Personal, das in einem 
Kriege mit dem Aufgebot sowie mit der Kriegs- und 
Militärverwaltung zusammenhängt. Der Bereich der 
Konvention umfasst somit die verwundeten und kranken 
Kombattanten und Nichtkombattanten der im Felde 
stehenden Heere, im Gegensatz zum reinen Zivilisten. 

Als Grundsatz wurde angenommen, dass diese Ver- 
wundeten und Kranken, wenn sie in die Gewalt des 
Gegners fallen, Kriegsgefangene sind, die den allge* 
meinen völkerrechtlichen Begeln betreffend solche Ge- 
fangene unterliegen, also zu bewachen sind. Aber es 
sind Kriegsgefangene einer besondern Kategorie: wäh- 
rend ihrer Verwundung und Krankheit sind sie zu 
schonen und zu pflegen (doivent Stre respect^set soign^s). 
Diese besondere, auf Achtung und Pflege angelegte, 
humane Behandlung hört auf und der Stand der ge- 
wöhnlichen Kriegsgefangenschaft tritt ein, sobald Hei- 
lung erfolgt ist. Dagegen ist aus der frühern, über 
dem Sanitätsdienst ausgebreiteten Idee der allgemeinen 
Neutralität der darin liegende richtige Gedanke inso- 
fern herübergenommen worden, als die geschilderte 
rücksichtsvolle Behandlung nicht nur den Angehörigen 
des eigenen Landes zuerkannt wird, was jeder krieg- 
führende Teil eigentlich mit sich selbst abzumachen hat, 
sondern allen Personen ohne Unterschied der Landes- 
zugehörigkeit; gemeint ist, auch wenn sie dem feind- 
lichen Heere angehören. Es gibt also wenigstens in 
dieser Hinsicht weder Freund noch Feind, sondern nur 
gefangene, in leiblicher Not befindliche Mitmenschen. 

Pflichten gegenüber diesen Verwundeten und Kranken 
hat aber nicht nur der Sieger, in dessen Hände sie fallen, 
sondern auch — und dies ist ein Novum — der Be- 
siegte, der Abziehende, der das Feld räumende Gegner. 
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Der Sieger hat alle Verwundeten und Kranken des 
Gegners zu tibernehmen und mit ihnen wie mit seinen 
eigenen zu verfahren, insbesondere nach jedem Kampf 
die Verwundeten aufzusuchen und sie gegen Plünde* 
rung und Misshandlung zu schätzen. Derjenige aber, 
der sich zurückzieht oder auch nur teilweise eine 
Stellung dem Gegner überlässt, darf nicht mehr wie 
früher ohne weiteres die Sorge um die zurückgeblie- 
benen Verwundeten und Kranken dem nachziehenden 
oder in diese Positionen einrückenden Gegner über- 
binden, sondern er bat einen Teil seines Sanitätsperso- 
nals und -Materials bei den zurückbleibenden, ausser 
Kampf gesetzten Leuten zu deren Pflege zurückzu- 
lassen, damit deren gänzlicher Hülfslosigkeit gesteuert 
werde. Freilich bat dies nur zu geschehen, soweit es 
die militärischen Rücksichten gestatten. Diese Ein- 
schränkung war nötig, um den Einwand derjenigen 
Truppenführer zu entkräften, die eine solche Bestim- 
mung als unmöglich hinstellten, indem dadurch ein sich 
zurückziehender Gegner, der an einem Tage verschie- 
dene Male Stellungen wechseln und dabei stets einen 
Teil seiner Sanität zurücklassen müsste, schliesslich 
nach Aufhören des Tages- oder Nachtkampfes selbst gar 
kein Personal mehr für seine eigenen Truppen besitzen 
dürfte. Der berechtigte Egoismus des Kriegführenden 
wird schon dafür sorgen, dass letzteres nicht geschieht. 
Anderseits aber bildet die neue Bestimmung eine ausser- 
ordentlich ernste Mahnung an die Heeresleitungen, für 
genügende sanitätsdienstliche Einrichtungen zu sorgen, 
die es erlauben, auch bei einem Staffel weisen Rückzug 
die Verwundeten und Kranken nicht mehr ganz ohne 
sanitarische Hülfe ihrem Schicksal preiszugeben; es geht 
nicht mehr an, sie dem Gegner, der als Angreifer bei 
hohen Verlusten selbst mit seinen eigenen, ausser Ge- 
fecht gesetzten Scharen genug zu tun haben wird, ein- 
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fach wie ein seinem Vorrücken entgegengestelltes Hemm- 
nis vor die Ftisse zu werfen. Bei gutem Willen wird 
man das Los solcher Rückzugsverwundeter gegenseitig 
erträglicher gestalten können. Diese in ihrer Trag- 
weite nicht immer richtig aufgefasste Bestimmung, 
welche dem Sanitätspersonal eine noch gefahrvollere, 
aber auch viel aufopferungs- und segensreichere Stel- 
lung anweist als früher, und die in Wirklichkeit unbe- 
dingt zu einer Vermehrung der Sanitätshilfe fähren 
muss, halten wir geradezu für eine Perle der neuen 
Übereinkunft. 

Nun die Toten! „Morgenrot, Morgenrot, leuchtest 

mir zum frühen Tod" Jeder im Felde stehende 

Soldat muss im Gedanken an seinen Tod eine dreifache 
Sicherheit wünschen, welche die Übereinkunft zu ver- 
wirklichen hatte : Die Gefallenen sind gegen die Hyänen 
des Schlachtfeldes sicher zu stellen, vor dem Lebendig- 
begraben wer den zu bewahren und zu agnoszieren. Fürs 
erste sollen auch sie auf dem Schlachtfelde durch ge- 
eignete Massregeln vor Plünderung und Missbandlung 
geschützt werden. Sodann ist vor der Beerdigung oder 
Verbrennung eine sorgfältige Leichenschau vorzuneh- 
men ; dass dieselbe durch Ärzte auszuführen sei, wurde 
als wünschbar betrachtet, konnte aber mit Eücksicht 
auf die oft zwingenden Verhältnisse nicht als obliga- 
torisch erklärt werden, ebensowenig wie man nach der 
Anregung eines rumänischen Delegierten die Verbren- 
nung der Leichen als ausschliesslich hygienisch und 
zweckentsprechend hinstellen durfte. 

Dagegen wäre es sehr zweckmässig gewesen und 
wird Sache einer spätem Revision sein, zu verlangen, 
dass alle ins Feld ziehenden Soldaten obligatorisch mit 
Erkennungsmarken ausgerüstet werden, die zur Fest- 
stellung ihrer Identität dienen, also ihren Namen, die 
Truppennummer usw. enthalten. Die Erfahrung ein- 



ies jedoch, dass die Soldaten diesen 
die gleiche Kraft zuschreiben wie 
sie als einen sichern Wechsel auf 
daher oft wegwerfen ; so musste 
atoriam dieser Marken verzichten, 
lebe aus Zelluloid, die bescbriebeii 
■ den Kriegsfall eingeführt. Der 
gierte zeigte durchlöcherte Eisen- 
;h eingesammelt und an eine Draht- 
rden können. Immerhin soll jeder 
ler Leiche dienende Ausweis, also 
das Dienstbächlein usw., zu Händen 
. Zivil- oder Militärbehörden des 
iandt werden. Das gleiche gilt für 
BS persönlichen Gebrauchs, Wert- 
,, also für alle „Andenken" (mit 
rtlstungsgegenstAnde), die auf den 
auf den Toten gefunden werden, 
ung des Kampfes und der Räumung 
hören aber die gegenseitigen Ver- 
uf. Die kriegführenden Teile haben 
eichnis der übernommenen Verwun- 
des Gegners diesem zu übermitteln, 
upt über den Standort derselben, 
er Internierung oder den Wechsel 
ber die Aufnahme solcher Kranken 
Spitäler oder Entlassung aus den- 
ien letalen Ausgang einer Verwun- 
nden zu erhalten; sie haben auch 
Torbenen Verwundeten und Kranken 
uchseffekten den Angehörigen durch 
nerischen Landes zustellen zu lassen. 
rge konnte in Anlehnung an Art. 14 
igabkommens auf Grund der segens- 
kodifiziert werden, die im japanisch- 
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russischen Kriege mit dem System der gegenseitigen 
Benachrichtigung gemacht wurden und die wesentlich 
zur Milderung der Kriegsgreuel beitrugen. 

Zwei weitere Fragen wurden in diesem grund- 
legenden Kapitel zwar nicht mehr wie im früheren Ver- 
trag international geregelt, aber der Erledigung der 
Militärbehörden von Fall zu Fall überlassen; sie be- 
treffen einmal besondere Ausnahmemassregeln und Ver- 
günstigungen zum Schutze der übernommenen verwun- 
deten und kranken Gefangenen, sodann den Schutz der 
Bewohner des Kriegsschauplatzes. 

Sieger und Besiegte können untereinander sich dahin 
verständigen, die auf dem Schlachtfeld zurückgelassenen 
Verwundeten auszutauschen oder einem neutralen Staate 
mit dessen Einverständnis bis zum Abschlüsse der Feind- 
seligkeiten zur PÜege und Internierung zu übergeben 
und die Geheilten oder Transportfähigen gegenseitig 
wieder in ihre Heimat zu senden. Dies ist somit durch- 
aus auf dem Weg der freiwilligen Vereinbarung ver- 
wiesen. Wohlweislich wurde aber von einer Bestim- 
mung der alten Konvention (Art. 6) nicht mehr ge- 
sprochen, wonach ausser den unbedingt zurückzu- 
schickenden Transportunfähigen auch diensttauglich Ge- 
bliebene zurückgesandt werden können, unter der Be- 
dingung, während der Dauer des Krieges die Waffen 
nicht mehr zu ergreifen. Diese letztere Bedingung 
hatte namentlich OfSziere in einen tragischen Gewissens- 
konflikt zwischen dem Fahneneid und dem abgegebenen 
Ehrenworte gebracht und sich als geradezu unmoralisch 
und undurchführbar erwiesen. 

Ferner waren durch die alte Konvention (Art. 5) 
den Bewohnern eines Landes, welche den Verwundeten 
zu Hilfe kamen, Schonung und Freiheit zugesichert 
worden, d. h. wer Verwundete bei sich aufnahm, sollte 



von Einquartierung und teilweise von Eriegskontribu- 
tionen verschont bleiben ; das hatte dazu geführt, dass 
interessierte Wohltäter etwa einen Verwundeten ins 
Haus schafften und dann völlige Immunität von den 
Kriegslasten beanspruchten. Ein solcher Missbrauch 
konnte nicht aufrecht erhalten bleiben, und der Bun- 
desrat hatte der Konferenz Streichung dieser Bestim- 
mung beantragt. Man wollte aber diesmal nicht so 
weit gehen, sondern doch wenigstens auf die Möglich- 
keit hinweisen, dass die Militärbehörden denjenigen 
Zivilpersonen, die dem besonders an sie ergangenen 
Aufruf zur werktätigen Hülfeleistung an Kranke oder 
Verwundete Folge leisten, auch besondern Schutz und 
gewisse Vorrechte einräumen können. 

Diese beiden fakultativen Bestimmungen bilden also 
nur eine Art Pro memoria und sind mehr dekorativer 
Natur, da in dieser Materie sowieso im Kriege jede 
Partei tun kann und tun wird, was in ihrem Interesse 
zu liegen scheint. Immerhin werden solche Lösungen 
im humanitären Sinne angedeutet, suggeriert Einzelne 
Punkte, wie die Unverletzlichkeit der friedlichen Ein- 
wohner eines mit Krieg überzogenen Landes, sind übri- 
gens schon durch das Haager Landkriegabkommen 
(Art. 46) geregelt. 

B. Die schntzbringenden Organe (Aktiyschntzberechtigrte). 

Die folgenden vier Kapitel der neuen Konvention 
beschäftigen sich mit dem Schicksal der Organe und 
Hülfsmittel, die zur Ausübung des vertraglich normierten 
Schon- und Pflegedienstes an Verwundeten und Kranken, 
inkl. des Dienstes bei Rücktransporten, herangezogen 
werden oder dienen. Diese Organe werden genau de- 
finiert, ihr Pflichtenkreis abgegrenzt und die Art ihrer 
Verwendung in den Wechselfällen des Krieges beson- 
ders geregelt. Eine Definition war schon deshalb nötig. 
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weil die alte Konvention nur von „Ambulanzen und 
Spitälern^ und deren Personal sprach, welche übrigens 
nicht näher bestimmten Begriffe unbedingt zu eng ge- 
fasst waren ; sodann hatte sich auf diesem Gebiete seit 
40 Jahren durch das freiwillige Hülfswesen eine grosse 
Umwälzung vollzogen. 

a) Unterschieden wird zwischen beweglichen, mo- 
bilen Sanitätsformationen^ die das Heer auf seinen Ope- 
rationen begleiten können, auch wenn sie zeitweilig fest- 
gelegt werden, — dahin wären zu rechnen die Truppen- 
sanität, die Ambulanzen und Lazarette, — und zwischen 
den stehenden, stabilen Sanitäisanstalten wie ständigen 
Eriegslazaretten, Armeespitälern und -Sanitätsmagazinen. 
Beide geniessen Schutz und Schirm, aber nicht mehr, 
wie es in der alten Konvention hiess, nur so lange, als 
sie Kranke und Verwundete beherbergen, sondern jeder- 
zeit. Es wird also nicht mehr vorkommen, wie bei 
Königsgrätz, auf Seite der Sachsen, dass man leere, 
unbeschäftigte Feldlazarette gar nicht auf den Kampf- 
platz sendet, aus Furcht, sie könnten weggenommen 
werden. Freilich dürfen alle diese für den Sanitätsdienst 
bestimmten Einrichtungen nicht etwa zur Begehung 
von feindseligen Handlungen, also zu Kriegszwecken, 
z. B. zur Deckung von aktiven Truppen oder Munition 
oder zu Kundschafterdiensten und dgl. missbraucht 
werden, sonst wird der Schutz hinfällig. Hingegen ist 
genau bestimmt, wann er nicht verwirkt wird, damit 
Anstände, wie sie sich zwischen Engländern und Afri- 
kandern im Burenkriege ergaben, nicht mehr vorkommen. 
Es soll gestattet sein, dass das Sanitätspersonal Waffen 
trägt und sich oder die Pflegebefohlenen damit ver- 
teidigt, und ferner, dass beim Fehlen von bewaffneten 
Krankenwärtern eine auf Grund eines regelrechten Be- 
fehls detachierte Bewachungsmannschaft den beweglichen 
oder stabilen Sanitätsdienst schützt. Selbstverständlich 



Verwundeten Waffen oder Patronen ab- 
1 dieselben der Militärbehörde abgeliefert 
ies noch nicht gescbeben und finden sich 
1 oder Munition in den Formationen und 
, 80 d&rfen diese darob nicht, wie es im 
)schah, behelligt werden, 
durchgreifende Änderung erfährt die Be- 
Sanitätspersonals und die Umgrenzung 
enkreises. Nehmen wir diese zweite Frage 
Etdurch die Art der zugedachten Behand- 
klarer ergibt. Wer gehört zu diesem mit 
statteten Personal P 

gehört einmal das Sanitätspersonal als 
usschliesslich zur Bergung, zum Transport 
j der Verwundeten und Kranken Verwen- 
owie ferner auch dasjenige Personal, das 
ältnng der Formationen und Anstalten be- 
r eine Einzelaufzählung verzichtete man 
3 wurde zuerst von militärärztlicher Seite 
eine Unterscheidung zu schaffen, indem 
: der Gefechtstruppen von diesem Schutze 
>llte; sie sollten, weil dies der nackten 
im Felde entspreche, das Schicksal der 
iftthrten Soldaten teilen; allein man gab 
;h als praktisch ganz undurchführbar, 
echtlichen Gründe gerechtfertigt und zu 
Anständen führend, bald auf. Als mit 
jrsonal gehörig wurden ohne weiteres, 
r alten Konvention, die in den Heeres- 
igenen Feldprediger angesehen, die Ja 
\a Schlachtfelde selbst unter den Ster- 
röstenden Ämles walten werden. Dagegen 
1 einzelnen Ländern bestehenden HUlfs- 
(brancardiers), die bewaffnet sind und 
am Kampfe teilnehmen, nebenbei oder 



27 

gelegentlich (occasionnelleinent) aber das Sanitätsper- 
sonal unterstützen, dadurch ausdrücklich vom Schutze 
der Konvention ausgenommen, dass nur die „ausschliess- 
lich^ zum Aufheben, zum Transport oder zur Pflege der 
Verwundeten und Kranken verwendeten Leute als 
schutzberechtigt genannt werden. In Deutschland und 
Frankreich tragen diese Träger eine rote Armbinde; 
in der Schweiz kennen wir diese Kategorie nicht, son- 
dern nur die geschulten Krankenträger der Sanitäts- 
truppe. 

2. Eine besondere Behandlung verdienen ferner die 
Bexoachungsmannschaften, d. h. die zur Bedeckung der 
Sanitätsformationen oder -Anstalten abkommandierten 
Truppenabteilungen oder Schildwachen, welche die wich- 
tige Aufgabe haben, jede Plünderung oder Misshandlung 
derselben zu verhüten. Sie einfach in Kriegsgefangen- 
schaft geraten zu lassen, ging nicht; denn damit wäre 
entweder ein so abkommandierter Soldat von vorneherein 
als zur Kriegsgefangenschaft verdammt hingestellt 
worden, und man hätte, da eine solche Rolle von vielen 
Soldaten als infamiereud aufgefasst worden wäre, Fälle 
von Insubordination gewärtigen müssen, oder aber es 
hätten sich zu diesem Bewachungsdienst die Drücke- 
berger melden können und wären noch durch eine 
Sicherheitsmassregel belohnt worden. Dadurch, dass die 
Bewachungsmannschaft auf Grund eines regelrechten 
Befehls abgeordnet wird, ist sie auch der gleichen Be- 
handlung wie die Sanitätsofiiziere (Heimschaffung usw.) 
würdig. 

3. Die offizielle Heeressanität hat sich in den 
Kriegen als viel zu schwach erwiesen, um all dem 
Verwundeten- und Krankenelend abzuhelfen, und des- 
halb sind in allen zivilisierten Ländern die freiwilligen 
Hülfsgesellschaften^ gewöhnlich „Rotkreuz vereine** ge- 
nannt, sowie auch besondere Orden, wie der Malteser-, 
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nicht beteiligten, d. h. neutralen Staate auf den Kriegs- 
schauplatz ziehende, freiwillige Hülfsorgane in den 
Vertrag aufgenommen werden; die Erfahrungen des 
griechisch-türkischen Krieges zwangen unbedingt dazu. 
Verlangt wird, dass eine solche Hülfsgesellschaft im 
eigenen neutralen Lande anerkannt sei, dass sie sich 
der Zustimmung ihrer eigenen Regierung versichere, 
bevor sie ihre Mitwirkung organisiert, und dass sie 
die Einwilligung desjenigen kriegführenden Teiles A, 
dem die Mitwirkung gilt (also z. B. Griechenland), sich 
verschaffe. Dagegen wurde ausdrücklich abgelehnt, 
dass zu einer solchen Tätigkeit auch noch die Er- 
mächtigung des andern kriegführenden Teiles 6 (also 
z. B. der Türkei) nötig sei, nicht nur wegen der Um- 
ständlichkeit eines solchen Verfahrens, sondern weil es 
damit letzterer in der Hand hätte, die Verbesserung 
des Sanitätsdienstes des Staates A zu erschweren. Da- 
mit aber eine solche Hülfskolonne nicht auf Schwierig- 
keiten stosse, wenn sie in Feindesgewalt gerät, wurde 
richtigerweise vorgesehen, dass der sie in seine Dienste 
nehmende Teil A dem andern Teile B von einer sol- 
chen Inanspruchnahme vorgängig Mitteilung mache. 

c) Welcher Art ist nun der Schutz, der diesem 
also umschriebenen Personenkreis und seinem Hülfs- 
material zuteil wird? 

1. Die Konvention von 1864 hatte für Ambulanzen 
und Militärspitäler (Material und Personal) den Grund- 
satz der ^Neutralität'^ aufgestellt. Allein diese aktiven 
Schutzorgane sind keineswegs neutral, wie es die am 
Kriege gar nicht beteiligten Personen oder Länder 
sein sollen, sondern gehören im Gegenteil stetsfort 
zu ihrer Nation, der sie innerlich den Sieg wünschen 
müssen. Es ging ferner auch nicht an, sie als „unver- 
letzlich" (inviolables) zu erklären, da der Ausdruck 
„Un verletzlichkeit " missverständlich ist und insbeson- 




ravour des Ärzte- und ErankentrftgerpersoDals, 
aitten im Kugelregen setner edleo Pflichten 

muss und deshalb auch sehr hohe Verlust- 
weist, entschieden zu nahe tritt: dieser Aus- 
inte sogar bei den Eombattanteo jenen fal- 
ain erwecken, den das Sprichwort „Weit vom 
gibt alte Kriegsleut'" drastisch ausdrückt, 
iirfte man sich auch nicht darauf beschränkeu, 
Organe blossen Schutz zu verlangen, wie z. B. 
irlamentäre, auf die trotz der kriegsrechtlicb 
seitigen Interesse zugestuudenen Scbouung 
jtänden geschossen werden darf. Letzteres 

gegenüber dem Sanitätsdienst niemals ge- 
[ud anderseits wird er von beiden Gegnern in 
genommen. Deshalb wurde die weitere Um- 
: gewählt, er sei zu schonen und zu schützen 
tre respectös et protögös), während die Ver- 

und Kranken zu schonen und zu pflegen 

et soign^s) sind. 

der alten Konvention, die immer mit dem 
r Neutralität, also im Grunde des Fernbleibens 
ife, operierte, war sodann das Sanitätspersonal 
itzt, solange es in Funktion war und Verwnn- 
lesorgen hatte. Nach der neuen Konvention 
s „unter allen Umständen", in jeder Lage, 

und Schutz, darf also auch nicht während 
htes beschossen, noch nachher in seiner Tätig- 
)rt werden, arbeite es oder warte es bloss 
ndung. Selbstverständlich dürfen die Sanitäts- 
h nicht von sich aus mutwillig in Gefahr be- 
1 die Operationen stören, sonst tun sie dies 
genes Risiko hin. 

nun dieses Personal in die Hände des Feindes, 
ä ausdrücklich, im Gegensatz zu den Verwun- 
Kranken, nicht als kriegsgefangen bezeichnet. 
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Hinwiederum darf es aber nicht dann, wo die Hülfe 
am dringfendsten wäre, einfach abziehen, wie es leider 
die alte Konvention vorsah (pourront continuer 4 rem- 
plir leurs fonctions etc.), die dies in sein willkürliches 
Ermessen stellte, sondern es muss seine dienstlichen 
Verpflichtungen unter der Leitung des Feindes weiter 
ausüben, also bei den Kranken und Verwundeten jeder 
Nationalität ausharren. Zu diesem Zwecke wird ihm, 
wenn es den beweglichen Sanitätsformationen, also 
der ersten Hülfelinie angehört, ausdrücklich sein Mate- 
rial mit der Bespannung gelassen, welches auch immer 
die Transportmittel und das Fuhrpersonal sein mögen, 
somit auch, wenn wie in Italien Bespannung und Fuhr- 
personal ausserhalb des Heeres requiriert sind. Dass 
der Gegner an diesem Material partizipieren darf, so- 
fern er es zur Pflege seiner Verwundeten und Kranken 
benutzen will, ist nicht unbillig. Ferner sichert der 
Feind diesem Personal fiir seine Dienstleistungen — 
nach dem Gleichstellungs-, nicht nach dem Heimats- 
prinzip — die nämliche Verpflegung und den nämlichen 
Sold zu, wie dem eigenen Personal gleichen Grades; 
Sold beziehen natürlich nur die Militärs, nicht etwa die 
Mitglieder der Hülfsgesellschaften. Erst wenn die Mit- 
wirkung des Sanitätspersonals nicht mehr vonnöten ist, 
soll es seinem Heer und Lande auf zweckdienliche 
Weise, d. h. ohne dass die militärischen Operationen 
darunter leiden, wieder zugeschickt werden, wobei es 
die in seinem Privateigentum befindlichen Effekten, In- 
strumente, Waffen und Pferde mitnehmen darf. Das 
Material soll möglichst gleichzeitig auch zurückgegeben 
werden; denn eine für die erste Hülfe bestimmte For- 
mation ohne Material wäre ein Messer ohne Klinge. Der 
Natur der Dinge nach handelt es sich bei solchen Vor- 
schriften, wie schon bemerkt, nur um die beweglichen 
Sanitätskörper. 
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2. Wae gescbiebt mit den stabilen, zur dauernden 
Pflege eiTichteten militärischen Anstalten, namentlich 
den Spitälern usw., wenn sie in Feindeshand fallen? 
Dann gehören diese Gebäude samt darin befindlichem 
Material dem Okkupanten als Kriegsbeute; der Sieger 
behält sie und pflanzt dort seine Fahne auf; euphe- 
mistisch heisst dies, „sie seien den Kriegsgesetzen unter- 
stellt". Er darf sie aber ihrem Zwecke nicht entfrem- 
den, solange »ie für Verwundete und Kranke nötig sind ; 
er darf also z. B. erst dann daraus Kasernen machen, 
wenn er die Schutzbefohlenen entfernt hat. In dringenden 
Fällen dttrfen die Befehlshaber jedoch auch sofort da- 
rüber verfügen, sofern sie die Verwundeten und Kran- 
ken vorerst in Sicherheit gebracht haben. Sieht z. B. 
ein Kommandant im Gefecht die Besetzung eines an 
einer taktisch wichtigen Stellung gelegenen Spitals als 
Stützpunkt für seine Operationen für unentbehrlich an, 
wird er dasselbe räumen und dann durch seine Truppen 
davon Besitz ergreifen, 

B. Eine bereclitigte Ausnahme aber ist für das 
Material der freiwilligen Flülfsgesellsckaflen vorge- 
sehen. Musste nicht, wenn dasselbe einfach als Beute 
dem Sieger zufiele, der Eifer für die Beschaffung sol- 
chen Materials, für die Ansammlung von grossen La- 
gern und für die Erstellung von Pflegeanstalten er- 
lahmen P Schon die Haager Konvention betrefi^end die 
Gesetze und Gebräuche des Landkrieges (Art. 56) be- 
stimmt, dass die Gemeindegüter und die der Wohltätig- 
keit, dem Kultus und Unterricht, der Kunst und Wissen- 
schaft dienenden Anstalten, somit auch die Zivilspitäler 
als Privateigentum zu behandeln seien, sogar wenn sie 
dem Staat angehören. In Anlehnung daran wird nun 
auch das Material der Hülfsgesellschaften als Privat- 
eigentum gelten, das unter allen umständen zu schonen 
ist, wobei nur das Requisitionsrecht seitens der Krieg- 
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führenden, wie übrigens bei allem Privateigentum, vor- 
behalten bleibt. Hier siegte also der Grundsatz der 
Billigkeit, der Anerkennung der werktätigen Hülfe 
gegenüber der engern Auffassung, dass durch eine sol- 
che Bestimmung die Hülfsgesellschaften, die gar oft 
und in vielen Ländern mit Staatsmitteln ihre Vorräte 
äufnen, ungebührlich bevorzugt würden; schliesslich 
gehört das Material ihnen und nicht dem Staat; sie 
stellen ganz bestimmte Organismen im Staate dar und 
bilden die treibenden Kräfte für Erhaltung und Meh- 
rung der Bestände. 

4. Eine besonders sorgfältige Regelung nach den 
obigen Grundsätzen erfuhr die schwierige Materie der 
sogenannten Räumungstransporie, also der Rückschub 
der Verwundeten und Kranken hinter die Gefechtslinie, 
in die staffelförmig angelegten Hülfslinien, Hauptver- 
bandplätze, Spitäler. Zu diesen Evakuationsarbeiten 
müssen natürlich alle möglichen Beförderungsmittel, 
Sanitätswagen und sonstige Militär- oder Privatfuhr- 
werke, Caissons, Fourgons, Packwagen, Fahrzeuge aller 
Art, Kähne und Schiffe der Binnenschiffahrt, Eisen- 
bahnzüge und -Wagen verwendet werden. Da hier eine 
im Fluss befindliche Handlung im Spiele ist, so gelten 
die gleichen Grundsätze wie für die beweglichen Sani- 
tätsformationen : Auch diese Transporte sind zu schützen 
und zu schonen; es kann nicht die Rede davon sein, 
dass der Rücktransport überall durch die feindlichen 
Linien durchgelassen werde, aber auch nicht davon, 
dass ein solcher Rücktransport angegriffen werden darf. 

Wie nun, wenn derselbe dem Feinde in die Hände 

fällt, der ihn auffängt (interceptant) ? Der Okkupant 

muss, wenn militärische Gründe dies erheischen, den 

ihn hindernden Transport anderswohin weisen oder 

zum Stillstand zwingen, oder sogar unter dem Druck 

der strategischen Verhältnisse ihn auflösen (disloquer) 

8 
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irfen, nachdem er für iho und die in seine KriegB- 
ifangenschaft geratenen Kranken und Verwundeten 
irge getragen. Das Sanitätspersonal mit der mili- 
rischen Bedienungsmannschaft der Transportmittel 
erkebrstruppen) und mit der sämtlichen, regelrecht 
orderten Bewachungsmannschaft ist, sobald es ent- 
hrlich geworden, heimzubefördern; es sind ihm ferner 
ch mitzugeben: die innere Sanitätsausstattung der 
iwöhnlichen Wagen, Zfige und Schiffe und die eigeut- 
;hen, für den Verwundeten- und Krankentransport 
sonders eingerichteten Sanitätseisenbahnzüge oder 
izarettznge (fahrenden Lazarette) und Sanitätsschiffe, 
hören diese nun zum Militätsanitätsdienst oder seien 
t das Eigentum der anerkannten HlllfsgeBellschafteD. 
is bürgerliche Transportpersonal, die bärgerlichen 
senbahnbeamten, das Schiffspersonal, die Fuhrleute 
w. sind, weil nicht kriegsgefangen, zu entlassen, 
bald man ihrer nicht mehr dringend bedarf. Die 
juirierten Wagen, die Privaten gehören, sind zurück- 
geben, es sei denn, sie werden zu neuem Gebrauch 
m Feinde wieder requiriert. Wegnehmen darf der 
Jnd nur die nicht zum SaniULtsdienst gehörigen, 
• den Transport auch nur herangezogenen Militär- 
irwerke (Bagagewagen) mit ihrer Bespannung, aber 
De die Fuhrleute. Die übrigen beim Verwundeten- 
ckschub gebrauchten, im öffentlichen oder im Privat- 
^entum stehenden Transportmittel, nämlich die der 
isstattung entkleideten gewöhnlichen Wagen, Zfige 
d Schiffe, ferner das zum Transport der Verwundeten 
d Kranken bloss improvisierte Eisenbahn- und Schiffs- 
,terJal, können beschlagnahmt und weiter benutzt 
r<len bis zur Beendigung des Krieges, worauf sie 
rückzugeben sind, während das ßollmaterial aus neu- 
ilen Ländern möglichst bald zurückgesandt werden 
I; mit einem Wort, dieses Material „untersteht den 



'••■.• 



35 

allgemeinen Regeln des Völkerrechts" (siebe Haager 
Landkriegsreglement). 

C. Sohiitzmittel und Yorkehren. 

Haaptschutzmittel für die aktiv wirkenden schutz- 
bringenden Organe ist ein Schutzzeichen, das im Wappen 
des roten Kreuzes auf weissem Felde besteht und unter 
ausschliegslicher Zustimmung der Militärbehörde als 
Fahne oder Armbinde Verwendung findet oder auf dem 
gesamten Sanitätsmaterial anzubringen ist. Dieses sehr 
gut sichtbare, einfache Kennzeichen ist uns im Laufe 
der Jahre so geläufig und flberall so populär geworden, 
dass wir eine solche Bestimmung als etwas Selbstver- 
ständliches betrachten, und doch gab ihre Beibehaltung 
in Genf zu vielen Erörterungen Anlass. 

Wir wissen, dass das schon von der alten Kon- 
vention gewählte Kennzeichen von den Vertragsmächten 
nicht überall anerkannt worden ist, indem im russisch- 
türkischen Kriege die Türkei das Kreuz durch den 
roten Halbmond ersetzte. Persien zeigte Anwandlungen, 
an Stelle des Kreuzes die Sonne oder den Löwen zu 
setzen, wogegen Siam auf die Absicht, neben dem Kreuz 
noch die rote Flamme zu führen, verzichtete. Nach all- 
seitiger Aussprache, wobei insbesondere betont wurde, 
dass das Wappenzeichen durch Umstellung der eidge- 
nössischen Farben entstanden, also kein religiöses, son- 
dern ein heraldisches Emblem sei, stimmten auch die 
nichtchristlichen Völker zum neuen Art. 18. Beigefügt 
wurde in dieser Bestimmung ausser der Erklärung der 
historischen Herkunftsbezeichnung, dass das Zeichen 
beibehalten werde „als Anerkennung für die Schweiz^. 
Als ich in der Scblusssitzung vom 6. Juli 1906 die 
ganze, eben unterzeichnete Konvention verlas, erhob 
sich nach den Eingangsworten des Artikels 18: „Par 
faommage pour la Suisse^ minutenlanger, brausender 



I aller Delegierten und Anwesenden zu Ehren 
> Vaterlandes; es war ein Moment, der nie wieder 
einpr Erinnerung entschwinden wird, , . . 
ur der persische Delegierte machte am Schluss- 
doch Schwierigkeiten und nahm die Konvention 
mit einem Vorbehalte, der sich auf diesen Art. 18 

AD. Von einer Ausnahmestellung irgend eines 
s unter dem neuen Vertrag kann nicht wohl die 
sein; eine solche hat die dritte Genferkonferenz 
t06, welche gerade die Einheitlichkeit des Schuiz- 
»5 in Berichten und Ansprachen als eine wichtige 
^enschaft feierte, nie gewollt. Auch der Bundes- 
klSrt in seiner Botschaft vom 30. November 1906 

kategorisch: „In einer Note an die Vertrags- 
3 vom 28. Angust 1906 haben wir der Ansicht 
iick gegeben, dass ein solcher Vorbehalt, der die 
t des Schutzzeichens zerst&ren wUrde, nicht zu- 

sei.' 

eider hat sich seither auf Seiten der Mächte ein 
irnswerter Umschwung vollzogen; es erhellt dies 
Igeudem, vom 3. September 1907 datierten ßund- 
ben des Bundesrates, worin er den Beitritt der 
i zur neuen Konvention „unter dem Vorbehalt, 
lie ottomanische Begierung in ihrem Heere sich 
eichens des roten Halbmondes zum Schutz der 
anzen bedienen werde", mitteilt: „Da die auf der- 
n Friedenskonferenz vertretenen Mächte letzthin 
tet haben, dass die Türkei den roten Halbmond 
Brsien den Löwen und die Sonne als Erkennungs- 
n des Heeressanitätsdienstes Im Seekriege an- 
n dUrfen, so sind wir (d. h. der Bundesrat) der 
it, es sei am Platze, diesen Mächten die nämliche 
nis für den Landkrieg zu gestatten.' Also durch 
mweg Über den Haag ist in diesem wichtigen 
e die Einigungsarbeit der Genferkonferenz durch- 
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brochen worden! Die Zeit wird diesen Eingriff in den 
Grundsatz der Einheitlichkeit des Zeichens ausmerzen. 

Umgang genommen wurde dagegen von Einzelvor- 
schriften betreffend Aufziehen der Fahne in Bahmen, 
um das Schlaffwerden zu verhindern, oder Verwendung 
von Laternen mit rotem Kreuz während der Nacht, wie 
sie Japan im letzten Kriege gebrauchte, ebenso von 
Vorschriften betreffend Anbringung des Rotkreuzzeichens 
auf Wagen oder Waggons, die zuerst ganz oder teil- 
weise weiss angestrichen werden müssten, und endlich 
von der Schaffung einer einheitlichen Uniform für die 
Sanität aller Länder; letzteres bildet eine Reform, 
welche eine spätere Revision verwirklichen wird. 

Für das Tragen der Binde wurde jedoch vorge- 
sehen, dass sie am linken Arme festzumachen sei, damit 
sie nicht beliebig, wie dies in verschiedenen Kriegen 
vorkam, zur Täuschung des Gegners an- und abgezogen 
werden kann. Ferner ist die Binde von den Militär- 
behörden zu stempeln, um jeden Betrug zu verhindern. 
Diejenigen Personen, — man dachte insbesondere an 
Krankenpflegerinnen — die zum Heeressanitätsdienst 
gehören, aber keine Uniform tragen, sollen noch einen 
Personalausweis, der sie als zum Tragen des Zeichens 
legitimiert darstellt, erhalten. Freilich sind Frauen, ob 
sie nun Krankendienste leisten oder nicht, auch ohne 
Armbinde schon durch ihr Geschlecht geschützt (Actes, 
S. 261). Jeder Staat wird in der Verteilung der Arm- 
binde nach Gutdünken verfahren. 

Neben der von allen beweglichen oder stabilen 
Sanitätskörpern auf alleinige Anordnung der Militär- 
behörden aufzuhissenden Rotkreuzfahne soll die Landes- 
fahne des befehlenden kriegführenden Staates wehen 
vollständig „entnationalisieren ^ wollte man diese Sa- 
nitätskörper doch nicht. 



•er, wenn eine Forinatiou oder Anstalt 
iB Feindes gerät? Darf sie ihre Fabne 
versprengten Verwundeten oder Kranken 
als willkomtnenes Erkennungs- und 
m zu dienen? Oder wenn der Feind dies 
11, muss die ursprünglicbe Fabne ber- 
diejenige des Siegers, der nunmehr auch 
efebligt und wie seine eigenen Forma- 
iufgebisst werden? Das erschien hart. 
3nn nach lebhafter Diskussion, da mao 
•"ahnen nebeneinander aufpflanzen lassen 
ng an, dass bloss die Landesfahne' her- 
aber nicht durch die Fahne des Siegers 
Die gleichen Grundsätze gelten für die 
aen eines neutralen Landes, die einem 
SU HUlfe gekommen sind und die dessen 
in müssen. In Zukunft flattern also 
lUtraler Länder mehr auf den Scblacbt- 
chter umher, als ob sich ihre Staaten 
;h in den Streit der Gegner gemischt 
nn von jetzt ah in einem Kampfe eine 
lit aufgehisster Eotkreuzfahne, so weiss 
sie entweder dem Feinde B oder einem 
C angehört und temporär sich in der 
lee A befindet. 



nzeichen Tor missbräuchlicber Benutzung 
jssten zweierlei Massnahmen getrofi'en 
die sich mehr auf die Friedenszeit be- 
jie priratrechtlichen Verhältnisse ein- 
che, die mehr auf Eriegszeiten Bezug 
\s Militärstrafrecht sich eingliedern. 
Hassnahmen waren die juridisch deli- 
e man doch mit sog. wohlerworbenen 
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Rechten aufzuräumen trachten. Es ist bekannt, wie 
viele Geschäftshäuser ihre Waren mit dem Schutzzeichen 
oder mit den Worten , Rotes Kreuz" und »Genfer Kreuz* 
(Croix de Genfeve) versehen haben, wie oft diese Worte 
auf Geschäftsschildern stehen und wie oft sie als Be- 
standteile zu Handels- und Fabrikmarken benutzt werden. 
Dieser Gebrauch beschränkt sich durchaus nicht etwa 
auf Dinge, wie z. B. Verbandstoffe, die mit dem Sani- 
tätsdienst in enger Berührung stehen, sondern erstreckt 
sich auf allerlei Betriebe, Apotheken usw., auf die ver- 
schiedensten Arien von Reklamen und auf Gegenstände, 
wie sog. Krankenweine und sogar gewöhnliche Schnäpse! 
Es handelt sich bei gar manchen solchen Unterneh- 
mungen um die Erweckung des Scheins, als ob das 
Geschäft oder der Verein oder die Gesellschaft unter 
offiziellem Schutze stehe und amtlichen Charakter trage, 
also um einen in gewinnsüchtiger Absicht zu erreichen- 
den Zweck. 

Für das Zeichen muss aber der alte lateinische 
Spruch gelten: res sacra miser. Es ist etwas Ver- 
ehrungswertes; jeder Missbrauch entwürdigt dasselbe 
und bringt den Soldaten den Gedanken bei, es verdiene 
den verlangten „heiligen Respekt*" nicht. 

Nachdem schon 15 Staaten in der Eindämmung 
dieser Übergriffe gesetzgeberisch vorangegangen waren 
(leider befindet sich die Schweiz nicht unter denselben), 
durfte die Genfer Konferenz von 1906 es wagen, durch 
eine internationale, alle Staaten umfassende Vorschrift 
den Grundsatz aufzustellen, dass das Zeichen und die 
genannte Benennung sowohl im Kriege wie im Frieden 
einzig und allein zum Schutze oder zur Bezeichnung 
des in den Bereich der Konvention fallenden Personals 
und Materials verwendet werden dürfe, also unter Aus- 
schluss des Gebrauchs seitens Privater oder am Ver- 
bandswerk unbeteiligter Gesellschaften , insbesondere 
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unter Ausschluss des Gebrauchs zu Handelszwecken. 
Schon vom Inkraftsetzen der Übereinkunft an soll es 
nicht mehr gestattet sein, derartige, dem aufgestellten 
Verbot zuwiderlaufende Handels- und Fabrikmarken ein- 
tragen zu lassen. Damit aber kein unlauterer Wett- 
bewerb auf dem Weltmarkte entstehe, sind die Staaten, 
die diesen Grundsatz noch nicht oder nur ungenügend 
verwirklicht haben, verpflichtet worden, vorbeugende 
Massnahmen entweder direkt zu treffen oder ihren 
gesetzgebenden Körperschaften vorzuschlagen, und zwar 
soll das Verbot des Gebrauchs des Kennzeichens oder 
der Bezeichnung spätestens 5 Jahre nach dem Inkraft- 
treten der Konvention seine volle Rechtskraft entfalten 
(also nicht etwa erst mit neuen Übergangsfristen bloss 
in Aussicht genommen werden). Allerdings kann nun 
jeder Staat diese Frist dadurch hinausschieben, dass er 
die Bestätigung der Übereinkunft hinausschiebt; allein, 
hat er diese einmal ratifiziert, so hat er damit die Ver- 
pflichtung übernommen, erstens von diesem Tage an 
jede neue derartige Markeneintragung zu verhindern, 
und zweitens, allermindestens bis in 5 Jahren die ge- 
nannte missbräuchliche Verwendung unbedingt zu unter- 
sagen. Es ist zu hoffen, dass nach dieser für die Scho- 
nung von Privatinteressen reichlich bemessenen Über- 
gangsfrist die unschöne Manipulation unter den haupt- 
sächlichsten Kulturvölkern bald der Vergangenheit an- 
gehöre und dass in Zukunft das Rotkreuzzeichen wirklich 
zu einer offiziellen Schutzmarke werde. 

Ganz besonders sei hier noch darauf hingewiesen, 
dass die Konferenz es wohlweislich vermieden hat, 
genaue Masse des Kreuzes anzugeben. Da verschiedene 
Kreuze (Savoyerkreuz. Malteserkreuz usw.) neben dem 
durch eigenen Bundesbeschluss festgesetzten Schweizer- 
kreuz vorkommen, so hätten die Nachahmer bei An- 
gabe besonderer Dimensionen nur andere Formen wählen 
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könoen, um ihre Industrie fortzusetzen; m aber ist 
überhaupt die Benutzung der Kreuzegform ihnen unter- 
sagt.*) 

Anderseits sind die Si^natarmäclite gehalten, nöti- 
genfalls ihre Militärstrafgesetze in dem Sinne zu er- 
gänzen, dass die Plünderung und Misshandlung von Ver- 
wundeten und Kranken zu Kriegszeiten geahndet, sowie 
die miss bräuchliche Benutzung der Fahne oder der 
Binde des Roten Kreuzes durch Militärs oder Private, 
die sich nicht auf die Konvention berufen können, als 
widerrechtliche Aneignung militärischer Abzeichen be- 
straft werde; die diesbezüglichen Vorschriften haben 
sie sich innerhalb der nämlichen Frist von spätestens 
5 Jahren von der Ratifikation an durch Vermittlung des 
schweizerischen Bundesrates mitzuteilen, so dass also 
hierin eine gegenseitige Kontrolle entstehen wird. 

Endlich haben sich die Signatarmächte verpflichtet, 
durch geeignete Massnahmen, und zvar nicht erst, wenn 
der Krieg ausgebrochen ist, ihre Truppen und insbe- 
sondere das geschützte Personal mit den Bestimmungen 
der Übereinkunft vertraut zu machen und sie zur Kennt- 
nis der Bevölkerung zu bringen. Also insbesondere das 
Sanitätspersonal soll durch passende Instruktion mit 
seinen Rechten und Pflichten bekannt werden. 

Von den allgemeinen Bestimmungen erwähnen wir 
nur, dass Art. 24 die Wirksamkeit der neuen Überein- 
kunft beschränkt auf diejenigen Staaten, die sie nnter- 

') Eine beaondeca bemerkenswerte Begelnng der Frage stellt 
da« deutsche Beichsgeset;! vom 22. Harz 1902 „zum Schutze des 
Genfer NeatraUtSUzeicbens (Rotkreuz)" dar. Wer über diese 
interessante Spezialfrnge sich näher auCcrrichtcn will, sei ver- 
wieseu auf eine Sonderabhandlnng, die ich unter dem Titel ,Ija 
räpressioD internationale des abas de l'embläme et de la dänomi- 
nation de la Croix-Rouge, ßiamen de la Convention de Oenöve 
da 6 jniliet 1906", in der „Propriätä industrielle", dem Organ des 
gleichnamigen intemat. Amtes in Bern, in der Nummer vom 31. Dez. 
1906 habe erscheinen lassen. 
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ass in den gegenseitigen Bezie- 
a^dhrenden Lande, das noch keine 
imen hat, keine solche und in deo 
a Staate, der bloss die Überein- 
rzeicbnet hat, lediglich die alte 
nwendbar ist. Eine einheitliche 
te leider nicht festgestellt werden ; 
Tafttreten der neuen Konvention 
lem besondern Zeitpunkt, nämlich 
L'age der Hinterlegung der Ratifi- 
lern. Ob die Vorbehalte, welche 
iten anlässlich der Unterzeichnung 
:r Ratifikation festgehalten werden 
t vielmehr die Vollziebutig der 
bedingungslose sei, wurde nicht 
eses im Haag zur Anwendung ge- 
istern der , Vorbehalte" wird der 
agswerkes, das als Suminum von 
indiiissen auch ^n einheitliches 
misskanut. Nach unserer Ansicht 
Vorbehalte macht, entweder mit 
ten oder aber bei derselben diese 
aufgeben. Ratifikationen sind bis 
seitens der in Genf vertretenen 
rate folgende, in das Jahr 1907 
: Siam (29. Januar), Vereinigte 
ika und Bussland (beide am 9. Fe- 
Tz), Kongo, Grossbritannien und 
16. April), Deutschland (27. Mai), 
)änemark (11. Juni), Nicaragua 
J. Juni), Venezuela (S.Juli), Türkei 
ind Luxemburg (27. August), Spa- 
umbien (28. Oktober), und endlich 
reich-Ungam (27. März). 
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Wer in der Folge neu der Konvention von 1906 
beitraten will, bat seinen Beitritt dem Schweiz. Bundesrat 
schriftlich anzuzeigen; betrifift dies einen Staat, der schon 
die bisherige Konvention von 1864 unterzeichnet hatte, 
so wird der Beitritt ohne weitern Aufschub vollzogen ; 
rührt die Erklärung aber von einem Staate her, der 
bis jetzt allen diesen Bestrebungen ferngestanden, so 
muss zuerst eine Einspruchsfrist von einem Jahre nach 
Empfang der Beitrittserklärung abgelaufen und keine 
solche Einspräche seitens einer Signatarmacht eingelangt 
sein, bevor der Beitritt rechtskräftig wird. Man wollte 
damit auf diejenigen Staaten, bei denen das militärische 
Sanitätswesen im argen liegt, einen gelinden Druck im 
Sinne einer allgemeinen Überwachung ausüben; das 
Mittel erscheint aber souveränen Staaten gegenüber 
etwas schülerhaft und dürfte einen auf seine Selbstän- 
digkeit stolzen Staat kaum veranlassen, seinen Beitritt 
nur aufzusehen und Bedingungen hin zu erklären und 
so das Risiko zu laufen, abgewiesen zu werden, weil 
es dem bösen Nachbar so gefällt. 



Diese Darlegung wäre unvollständig, wenn nicht 
auch das Schlussprotokoll zur Revision der Genfer 
Konvention erwähnt würde, das von allen Delegierten, 
auch solchen ohne besondere Vollmacht, somit von Ver- 
tretern von 36 Staaten unterzeichnet wurde. Dasselbe 
gab unverhältnismässig mehr zu diskutieren als manche 
viel wichtigere Vertragsbestimmung. Rnssland hatte 
nämlich im Laufe der Konferenz einen Autrag gestellt, 
wonach folgende Vorschrift in den Vertrag aufzunehmen 
sei: „Die Staaten verpflichten sich, alle Anstände betr. 
die Auslegung und Ausführung der Genfer Konvention 
dem Haager Schiedsgerichtshofe zu unterbreiten** (Actes, 



184). Dieser Vorschlag wurde nachher folgender- 
Säen abgeschwächt: „Die vertragschliessenden Staaten 
d übereingekommen, alle Streitigkeiten, die unter 
len in bezug auf die Auslegung der Vorschriften 
iser Konvention entstehen sollten, vor den ständigen 
biedsgerichtshof im Haag zu bringen, sofern die Um- 
lüde sich dem nicht widersetzen." Nach lebhaften 
)lom&tischen Verhandlungen hinter den Kulissen wurde 
iliesslich auf den Vorschlag Deutschlands, das einem 
eben Antrag unbedingten Widerstand entgegenstellte, 
er doch auch Russland einen ehrenvolleu Ausgang 
)ser Debatte gönnen mochte, folgende Resolution mit 
zuguahme auf Art. 16 des Haager friedensrechtlichen 
ikommens angenommen : 

,[Tm eioe niüglichst genaue Auslegung und Anwendung der 
nfer Konvention zu sichern, spricht die Konferenz den Wunsch 
), die vertragschlieseenden Staaten luGchten die in Friedens- 
ten zwischen ihnen hinsichtlich der Auaiegnng der erwilh&tea 
nveation entstehenden Streitfragen dem ständigen Schieds- 
'ichte itn Haag unterbreiten, sofern die einzelnen Fälle und die 
■stände es ah angezeigt erscheinen lassen." 

Der Unterschied zwischen den beiden Fassungen 
ringt sofort in die Augen. Man will nicht, dass An- 
Inde, die in Kriegszeiten entstehen, nach dem Kriege 
liiedsgerichtlich weitergesponnen werden und dies zu 
ler Zeit, wo eine Zeugen aufnähme und Klarleguiig 
r Wahrheit ausserordentlich erschwert ist, so dass 
in da, wo man Konflikte vermeiden möchte, geradezu 
)nflikte schüfe. Ferner wurde nur der „Wunsch" nach 
ler solchen Auslegung ausgesprochen und dies nur fär 
i Eventualität, dass die Fälle und Umstände sich dazu 
rnen. Aber nicht einmal einen solchen platonischen 
unsch wollten England und Japan genehmigen, und 
re negative Stellungnahme musste ausdrQcklich im 
hhissprotokoH vermerkt werden. Der englische Dele- 
srte Prof. Holland bezeichnete diesen Wunsch als 
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meaningless vceu, als ptot^5 t^isÄ und spricht die An- 
sicht aus, Unklarheiten in der Konvention könnten viel -J 
leichter auf diplomatischem Wege, z. B. durch das diplo- 
matische Korps in Bern und unter Zuziehung Sachver- 
ständiger gehoben werden. Auf das Schlussprotokoll 
passt jedenfalls trefflich das volkstümliche Sprichwort: 
„Vier Gescheer und wenig Wolle.** 



IV. 

Schlussergebnisse. 

Um so bemerkenswerter aber ist das Ergebnis der 
Revision der Genfer Konvention von 1864 selbst. Man 
darf es ein hocherfreuliches nennen. Die frühere Kon- 
vention ist zwar nicht völlig weggewischt worden, da 
man ihre bewährten Grundlagen nicht missen wollte, 
allein sie hat eine ganz gründliche ümmodelung, Säube- 
rung, Ergänzung und namentlich Erweiterung erfahren. 
Allerdings ist das Vertragsinstrument etwas lang ge- 
raten, aber es ist doch in sehr viele, ja in die meisten 
Punkte die gewünschte Deutlichkeit gekommen, und es 
sind tunlichst feste Normen getroffen worden. 

Wenn wir auch wünschen müssen, dass diese Vor- 
schriften möglichst wenig oder gar nie praktisch sich 
zu erproben Gelegenheit haben möchteu, so wird dieser 
Wunsch angesichts der politischen Lage Europas und | 

der Welt leider kaum in Erfüllung gehen. Wir ver- i 

lassen deshalb das reale Gebiet der leblosen Paragraphen % 

und naci^ten Bestimmungen und enteilen auf den trauer- 
umsäumten Schwingen der Phantasie in das Reich der 
Möglichkeiten, indem wir versuchen, uns die Wirksam- 
keit der neuen Konvention an einem nach dem Kriegs- 
leben entwickelten Beispiele klar zu machen. 



^) Siehe die eingangs erwähnte Abhandlung, in fine. 
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zurttckgeworfei) ; der Feind ist hinter ihm in unser 
eigfenes Land gedrungen. Bei dem siegreichen Teile 
unserer Armee werden 1000 Tote und 5000 Verwundete, 
beim zurückgeschlagenen Teil 2000 Tote, 1000 Ver- 
sprengte und Vermisste, 6000 Verwundete gemeldet. 
Die annähernd geschätzten Verluste des Gegners be- 
tragen bei dem in Defensive stehenden Heeresteil min- 
destens die Hälfte mehr, bei dem offensiven Teil wenig- 
stens ebensoviel wie auf unserer Seite. 

Es liegt unserer Heeresleitung die Sorge um unge- 
fähr 2500 Tote und 12,000 eigene und fremde Verwun- 
dete ob. Infolge der eingetretenen Frontveränderung 
der ganzen Armee sind die Anordnungen des Haupt- 
quartiers doppelter Natur. 

a) Für den siegreichen Teil 

Das Schlachtfeld ist genau abzusuchen. Die Feld- 
gendarmerie hat jeden Leichenräuber oder - VerstUmmler 
sofort standrechtlich zu erschiessen, jeden, der Ver- 
wundete misshandelt, unverzüglich dem Kriegsgericht 
zuzuführen. Die Toten sind ausnahmslos und zwar, wenn 
möglich, durch die Arzte sorgfältig zu visitieren; es. 
sind ihnen die Erkennungszeichen jeder Art abzunehmen; 
mit Rücksicht auf die grosse Hitze sind die Leichen 
sofort zu verbrennen. 

Die Verwundeten des Gegners sind zu sammeln, 
diejenigen, die nach Anlegung des ersten Verbandes 
marschieren können, sind unter Eskorte sofort nach 
rückwärts zu befördern. 

Dem diesseitigen Oberkommando ist von der Zahl, 
dem Grad und der Gattung des Sanitätspersonals, das 
bei den feindlichen, in unsere Hände gefallenen Ver- 
wundeten zurückgeblieben ist, Mitteilung zu machen. 
Die feindliche Fahne ist auf deren Ambulanzen, Ver- 
bandplätzen usw. zu entfernen. 



id Munition sind den Verwundeten abzu- 
em nächsten Truppen kommando zu äber- 

fangenschsft geratenen feindlichen Hilfs- 
sind den Kriegsgefangenendepots zuzu> 

em rechten Flöge), auf einer Anhöhe in 
eingerichtete Feldspital ist' sofort von 
Len und Kranken zn räumen und für die 
!s folgenden Tages zur Verteidigung ein- 

b) für den besiegten Teil. 
genaue Bestand der Sanitätsformationeu, 
ug auf dem Schlachtfeld in den verschie- 
in bei den Verwundeten ausgeharrt haben 
inter feindlichem Befehl befinden, aufzu- 
ür sie sofort aus den Reserven Ersatz 

n Verwundeten sind möglichst nach rflck- 
intrieren. 

und dritte Sanitätshiilfslinie sind weiter 
1 verlegen. 

Einige Tag« nach der Schlacht. 
I ist gross. Es herrscht allgemeine Er- 
Igel an Lebensmitteln und Trinkwasser, 
ando trifft folgende Verfügungen: 
jin Aufruf an die Bevölkerung erlassen, 
n fltr rasche Hiilfeleistung, Bescha&ung 
m, Lebensmitteln und Wasser besonderer 

ausnahmsweise Vergünstigung gänzliche 
Kriegskontributionen in Aussicht gestellt 
Pressdienst wird mit dem Vollzug be- 



I 



49 



Ein Parlamentär wird zum vorgedrungenen Feinde 
gescbickt mit dem Vorschlag um ein Sonderabkommen 
betreffend Austausch der Leichtverwundeten und Ab- 
schiebung der Schwerverwundeten in das benachbai*te 
neutrale Land, das nach Anfrage deren Pflege und In- 
ternierung übernehmen will. 

Dem feindlichen Heereskommaudo wird mitgeteilt, 
dass verschiedene seiner mobilen Sanitätsformationen 
mit ihren Effekten, dem noch vorhandenen Material, der 
Bespannung und der eigentlichen Bewachungsmannschaft 
direkt auf Route A — B ihm wieder zugeschickt werden, 
da man nach Räumung des Schlachtfeldes (im Zentrum 
und rechten Flügel) ihres Dienstes nicht mehr benötigt. 
Die Verwaltung wird angewiesen, den heimzubeför- 
dernden Sanitätsmannschaften und Feldpredigern in sum- 
marischem Verfahren den Sold auszuzahlen. 

Die von der feindlichen Heeresleitung erhaltenen 
Auskünfte über unsere Toten, besonders diejenigen des 
zurückgeworfenen linken Flügels, und über unsere Ver- 
wundeten werden dem Heerespressdienst zur Übermitt- 
lung an die Presse überschickt. 

Die auf den Toten gesammelten Erkennungsmarken 
usw. werd.en dem feindlichen Kommando zugestellt, 
ebenso eine provisorische Liste der Verwundeten, mit 
Angabe ihrer Aufenthaltsorte. 

Die im Zentrum unserer Stellung zwischen den 
beiden Armeen mit dem Rücktransport der Verwundeten 
beschäftigten Sanitätskolonnen des Feindes sind schleu- 
nigst aus der Gefechtslinie zu entfernen und nach vor- 
gängiger Durchsuchung und Verteilung der Verwundeten 
und Kranken auf unsere Sanitätsformationen aufzulösen. 

Der Räumungstransport, der ohne Vereinbarung 

eines Waffenstillstandes aus der feindlichen Festung 

Z hergekommen ist, ist dahin zurückzuweisen. 

4 
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Den HillfsgesellschafteD des eigenen und den Httlfs- 
kolonnen des neutralen Landes sowie der Bevölkerung 
ist die aufopfernde Pflege der Verwundeten und Kran- 
ken angemessen zu verdanken. 



Als Schlussbemerkung nur das eine, dass das Jahr 
1906 für die internationale Bedeutung der Schweiz ein 
hochwichtiges genannt werden muss. Ist es ihr doch 
gelungen, zwei Abmachungen aus den diplomatischen 
Beratungen in siebern Port zu bringen, die dem Jahr- 
hundert zur Ehre und der Menschheit zum Segen ge- 
reichen werden, nämlich am 6. Juli die neue Genfer 
Konvention zur Verbesserung des Loses der Verwun- 
deten und Kranken im Kriege und am 26. September 
die ersten beiden internationalen Arbeiterschutzkonven- 
tionen zugunsten der Opfer unserer industriellen Kon- 
kurrenzkämpfe. 



Nachschrift« Um die praktische Brauchbarkeit dieses kurzen 
Eommentars zar Genfer Konvention als einer Art Vademecnm zu 
erhöhen, werden hienach in der Ursprache and in deutscher Über- 
setzung folgende zwei Aktenstficke im Wortlaut wiedergegeben: 

1. die neue Genfer Konvention vom 6. Juli 1906; 

2. das neue Haager Abkommen betreffend die Anwendung der 
Grundsätze der Genfer Konvention auf den Seekrieg. Dieses 
Abkommen wurde erstmals am 29. Juli 1899 von allen 26 
an der ersten Haager Konferenz vertretenen Ländern unter- 
zeichnet und von 46 Staaten ratifiziert; infolge der Eevi- 
sion der Genfer Konvention im Jahre 1906 wurde das ge- 
nannte Abkommen auf der zweiten Haager Konferenz vom 
letzten Jahre gründlich durchgesehen und mit der neuen 
Genfer Konvention in Einklang gebracht. Das revidierte 
Abkommen wurde am 18. Oktober 1907 von 32 Staaten 
unterzeichnet. 

So ist die Lage der Verwundeten und Kranken im Land- 
und Seekriege einheitlich geordnet. 
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Aikuf : 

Übereinkommen zum Schutz der Verwundeten 
und Kranken im Land- und Seekrieg» 



I. 
Obereinkunft 



zur 

Terbesserang des Loses der Yerwandeten and 
Kranken der Heere im Felde. 



Kapitel I. 
Verwundete und Kranke. 

. Art. 1. 

Verwundete oder kranke Soldaten und andere den 
Heeren offiziell angehörende Personen sollen von der 
kriegführenden Partei, in deren Händen sie sich be- 
finden, ohne unterschied der Nationalität geschont und 
gepflegt werden. 

Die kriegführende Partei, welche Kranke oder Ver- 
wundete dem Gegner zu überlassen genötigt ist, wird 
jedoch, soweit die militärische Lage es gestattet, einen 
Teil ihres Sanitätspersonals und -Materials zurücklassen, 
um bei ihrer Pflege mitzuhelfen. 

Art. 2. 
Kranke und Verwundete eines Heeres, die sich in 
der Gewalt der andern kriegführenden Partei befinden, 
werden, unbeschadet der ihnen gemäss dem vorher- 
gehenden Artikel zu gewährenden Pflege, zu Kriegs- 
gefangenen und unterstehen den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts über die Kriegsgefangenschaft. 
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Den kriegführenden Parteien bleibt es indessen un- 
benommen, die ihnen angemessen scheinenden besondern 
Abmachungen zugunsten der kranken und verwundeten 
Gefangenen zu treffen. Sie können namentlich yerein- 
baren : 

den Austausch der auf dem Schlachtfeld gebliebenen 
Verwundeten ; 

die Heimbeförderung der transportfähigen oder ge- 
heilten Kranken und Verwundeten, die sie nicht 
als Kriegsgefangene behalten wollen ; 

die Übergabe Kranker und Verwundeter des Gegners 
an einen neutralen Staat, der sie zu übernehmen 
gewillt ist und sich verpflichtet, sie bis nach Be- 
endigung der Feindseligkeiten zu internieren. 

Art. 3. 

Nach einer Schlacht hat die das Schlachtfeld be- 
hauptende Partei Massregeln zu dem Zwecke zu treffen, 
die Verwundeten aufzusuchen und sie und die Toten 
gegen Beraubung und Misshandlungen zu schützen. 

Sie wacht darüber, dass der Beerdigung oder Ver- 
brennung der Toten eine sorgfältige Leichenschau vor- 
ausgehe. 

Art. 4. 

Jede kriegführende Partei hat sobald als möglich 
die auf den Toten gefundenen Erkennungsmarken oder 
militärischen Identitätsausweise, sowie ein Verzeichnis 
der von ihr aufgenommenen Kranken oder Verwundeten 
den Landesbehörden oder der Armeeleitung der andern 
Partei zu übersenden. 

Die Kriegführenden haben sich gegenseitig über 
die Unterbringung der in ihrer Gewalt befindlichen 
Kranken und Verwundeten und die dabei eintretenden 
Veränderungen, sowie über die Überführung in Kranken- 
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häuser und die Todesfälle auf dem Laufenden zu erhalten. 
Sie sollen alle zum persönlichen Gebrauche dienenden 
Gegenstände, Wertsachen, Briefe usw., die auf den 
Schlachtfeldern gefunden oder von den in den Sanitäts- 
anstalten und Sanitätsformationen gestorbenen Kranken 
oder Verwundeten hinterlassen werden, sammeln und 
den Berechtigten durch ihre Landesbehörden zustellen. 

Art. 5. 

Die Militärbehörde kann die mildtätige Hülfe der 
Bewohner des Kriegsschauplatzes in Anspruch nehmen, 
um die Kranken und Verwundeten unter ihrer Aufsicht 
aufheben und pflegen zu lassen. Den Personen, die ihrer 
Aufforderung Folge leisten, kann sie einen besondern 
Schutz und gewisse Vergünstigungen gewähren. 

Kapitel II. 
Die Sanitatsformationen und -Anstalten. 

Art. 6. 

Die beweglichen Sanitätsformationen (d. h. die For- 
mationen, welche die Heere im Felde begleiten) und 
die ständigen Sanitätsanstalten sind von den Krieg- 
führenden zu schonen und zu schützen. 

Art. 7. 

Dieser Schutz hört auf, wenn die Sanitätsforma- 
tionen und -Anstalten dazu benutzt werden, dem Feinde 
Schaden zuzufügen. 

Art. 8. 

Eine Sanitätsformation oder -Anstalt geht des durch 
Artikel 6 gewäiirten Schutzes nicht verlustig: 

1. wenn das Personal der Formation oder der Anstalt 
bewaffnet ist und von seinen Waffen zur eigenen 



Ile de ses malades 

arm^s, 1a formation 
IT an piqaet od des 
regulier; 

, formatioD ou I'äta- 
iDches retir^s aux 
6t6 versus au ser* 



Gt6 & reDl^vemeot, 
bless^s et des ma- 
; formations et öta- 
ttach^g aux armäes, 
I circoDStance; a'ilg 
, ils ne seront pas 

personnel de garde 
litaires dans le cas 



Tarticle prtcödent 
Tolontaires düment 
rernemeDt, qni sera 
issements sauitaires 
idit personael sera 
lires. 



YerteidiguDg oder zur Verteidigung seiner Kra 
ken und Verwundeten Gebrauch macht; 

2. wenn in Ermangelung bewaffneter KrankeDwärl 
die Formation oder die Anstalt von einer Truppe 
ahteilung oder von Schildwachen kraft eines reg 
rechten Befehls geschtltzt wird; 

3. wenn in der Formation oder in der Anstalt Wafi 
. und Patronen sich vorfinden, die den Verwundet 

abgeDommen und der zuständigen Dienststelle no 
nicht abgeliefert worden siod. 

Kapitel III. 
Das SanH&tspersonal. 

Art. 9. 

Die ausschliesslich zur Bergung, zum Transpoi 
und zur Pflege der Kranken und Verwundeten, so« 
zur Verwaltung der Sanitätsformationen und -Anstalt 
verwendeten Personen und die den Heeren zugeteilt 
Feldprediger sind unter allen Umständen zu schon 
und zu schützen. Fallen sie in die Hände des Feindi 
30 dürfen sie nicht als Kriegsgefangene behandelt werdt 

Diese Bestimmungen finden auf die Bewachung 
maonschaft der Sanitätsformationen und -Anstalten 
dem in Artikel S, Zifer 2, vorgesehenen Falle Anw( 
düng. 

Art. 10. 
Den im vorhergehenden Artikel erwähnten Pi 
sonen werden die Angeiiörigen der von ihrer Begieru 
anerkannten und zugelassenen freiwilligen Hülfsgese 
Schäften gleichgestellt, die in den Sanitätsformation 
und -Anstalten der Heere Verwendung finden, unter d 
Voraussetzung, dass sie den Militärgesetzen und -Reg 
menten unterstehen. 
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Die Staaten haben sich gegenseitig, sei es schon 
in Friedenszeiten, sei es bei Beginn oder im Verlaufe 
der Feindseligkeiten, jedenfalls noch bevor sie von der 
ihnen angebotenen Hülfe Gebrauch machen, die Namen 
der Gesellschaften mitzuteilen, die sie ermächtigt haben, 
den offiziellen Heeressanitätsdienst unter ihrer Verant- 
wortlichkeit zu unterstützen. 

Art. 11. 

Eine anerkannte Hülfsgesellschaft eines neutralen 
Staates darf einem Kriegführenden erst dann mit ihrem 
Personal und ihren Sanitätsformationen Hülfe leisten, 
wenn ihre Regierung und der Kriegführende selbst sie 
hierzu ermächtigt haben. 

Der Kriegführende, der die Hülfe angenommen hat, 
ist gehalten, bevor er von dem Anerbieten Gebrauch 
macht, den Gegner davon zu benachrichtigen. 

Art. 12. 

Fallen die in den Artikeln 9, 10 und 11 bezeich- 
neten Personen in die Hände des Feindes, so haben sie 
unter dessen Leitung ihren Beruf weiter auszuüben. 

Wird ihre Mitwirkung entbehrlich, so werden sie 
binnen der Fristen und auf dem Wege, welche die mili- 
tärischen Rücksichten gestatten, ihrem Heere oder ihrem 
Lande zurückgesandt. 

Sie nehmen dann die Effekten, Instrumente, Waffen 
und Pferde mit sich, die ihr Privateigentum sind. 

Art. 13. 

Der Feind sichert dem in Artikel 9 aufgeführten 
Personal, so lange es in seiner Gewalt bleibt, die glei- 
chen Bezüge und die gleiche Besoldung, die das Per- 
sonal gleichen Ranges seines eigenen Heeres erhält. 
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Kapitel IV. 
Das Sanit&tsmaterial. 

Art. 14. 

Fallen die beweglichen Sanitätsformationen in die 
Hände des f^eindes, so behalten sie, welches auch immer 
ihre Transportmittel und ihr Fuhrpersonal sein mögen, 
ihr Material samt den Bespannungen. 

Die zuständige Militärbehörde ist jedoch befugt, 
sich dieses Materials für die Pflege der Kranken und 
Verwundeten zu bedienen. Die Rückgabe erfolgt unter 
den gleichen Bedingungen wie die des Sanitätspersonals 
und, wenn möglich, gleichzeitig. 

Art. 15. 

Die Gebäude und das Material der ständigen Sani- 
tätsanstalten bleiben den Kriegsgesetzen unterworfen, 
dürfa» aber rhrem Zwecke nicht entzogen werden, so 
lange sie für die Kranken und Verwundeten notwendig 
sind. 

Die Befehlshaber der Operationstruppen können 
indessen, wenn wichtige militärische Gründe es er- 
heischen, darüber verfügen, müssen aber vorher die 
darin befindlichen Kranken und Verwundeten in Sicher- 
heit bringen. 

Art. 16. 

Das Material der Hülfsgesell Schäften, welche die 
Vorteile dieser Übereinkunft gemäss den aufgestellten 
Bedingungen geniessen, wird als Privatgut betrachtet 
und als solches unter allen Umständen geschont. Vor- 
behalten bleibt jedoch das den Kriegführenden nach den 
Kriegsgesetzen und -Gebräuchen zustehende Becht der 
Bequisition. 
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Kapitel V. 

Die Kranken- und Verwundetentransporte. 

Art. 17. 
Die Kranken- und Verwundetentransporte werden 
wie die beweglichen Sanitätsforroationen behandelt, vor- 
behaltlich folgender besondern Bestimmungen: 

1. Die Kriegspartei, in deren Hände ein solcher 
Transport fällt, darf ihn, wenn militärische Rück- 
sichten es erheischen, auflösen, muss aber die 
Kranken und Verwundeten übernehmen. 

2. In diesem Falle wird die in Artikel 12 vorgesehene 
Verpflichtung, das Sanitätspersonal zurückzusenden, 
auf das ganze militärische Personal ausgedehnt, 
das kraft regelrechten Befehls den Transport leitet 
oder bewacht. 

Die im Artikel 14 vorgesehene Verpflichtung zur 
Rückgabe des Sanitätsmaterials erstreckt sich auf die 
für die Kranken- und Verwundetentransporte besonders 
eingerichteten Eisenbahnzüge und Fahrzeuge der Binnen- 
schiffahrt, sowie auf die zum Sanitätsdienst gehörenden 
Einrichtungen gewöhnlicher Wagen, Züge und Schiffe. 

Die nicht zum Sanitätsdienst gehörenden Militär- 
fuhrwerke dürfen mit ihrer Bespannung weggenommen 
werden. 

Das bürgerliche Personal und die verschiedenen 
requirierten Transportmittel, einschliesslich des für die 
Verwundetentransporte benutzten Eisenbahn- und Schiffs- 
materials, unterstehen den allgemeinen Regeln des 
Völkerrechts. 

Kapitel VI. 

Das Schutzzeichen. 

Art. 18. 
Zu Ehren der Schweiz wird das durch Umstellung 
der eidgenössischen Farben gebildete Wappenzeichen 
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des roten Kreuzes ai|f weissem Grunde als Schutz- und 
Erkennungszeichen des Heeressanitätsdienstes beibe- 
halten, j 

Art. 19. I 

Fahnen, Armbinden und das gesamte fflr den Sa- 
nitätsdienst verwendete Material führen dieses Zeichen 

•i 

mit der Bewilligung der zuständigen Militärbehörde. 

Art 20. 
Das gemäss Art. 9, erstem Absatz, und Art. 10 
und 11 geschützte Personal trägt, am linken Arm be- 
festigt, eine Binde mit dem roten Kreuz auf weissem 
Grunde, die von der zuständigen Militärbehörde verab- 
folgt und gestempelt wird. Die zum Heeressanitätsdienst 
gehörenden, keine militärische Uniform tragenden Per- 
sonen erhalten ausserdem einen Identitätsausweis. 

Art. 21. 

Die weisse Fahne mit dem roten Kreuz darf auf 
den durch die Übereinkunft geschützten Sanitätsforma- 
tionen und -Anstalten mit Erlaubnis der Militärbehörde 
gehisst werden. Neben dieser Fahne ist die National- 
fahne des kriegführenden Staates aufzuziehen, unter dem 
die betreffende Sanitätsformation oder -Anstalt steht. 

Sanitätsformationen jedoch, die dem Feinde in die 
Hände fallen, führen, so lange sie bei dem Feinde blei- 
ben, bloss die Fahne des roten Kreuzes. 

Art. 22. 
Sanitätsformationen neutraler Staaten, die gemäss 
den Vorschriften des Art. 11 zur Hülfeleistung ermäch- 
tigt worden sind, haben neben der weissen Fahne mit 
rotem Kreuz die Nationalfahne der Kriegspartei aufzu- 
hissen, unter der sie stehen. 
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Les dispositions du deuxiöme alin6a de l'article 
pr^c^dent leur sont applicables. 

Art. 23. 

L'embl6me de la croix rouge sur fond blanc et les 
mots Croix-Rouge ou Croix de Oendve ne pourront ^tre 
employ^s, soit en temps de paix, soit en temps de 
guerre, que pour prot^ger ou d^signer les formations et 
Etablissements sanitaires, le personnel et le matMel 
prot^g^s par la Convention. 

Chapitre VII. 

De Tapplication et de l'exteution de la Convention. 

Art. 24. 
Les dispositions de la prösente Convention ne sont 
obligatoires que pour les Puissances contractantes, en 
cas de guerre entre deux ou plusieurs d'entre elles. Ces 
dispositions cesseront d'ßtre obligatoires du moment oü 
l'une des Puissances bellig^rantes ne serait pas signa- 
taire de la Convention. 

Art. 25. 
Les commandants en chef des arm^es bellig6rantes 
auront ä pourvoir aux d(^/tails d'exEcution des articles 
pröc^dents, ainsi qu'aux cas non pr^vus, d'apräs les 
instructions de leurs Gouvernements respectifs et con- 
formöment aux principes gänöraux de la prösente Con- 
vention. 

Art. 26. 
Les Gouvernements signataires prendront les me- 
sures n^cessaires pour instruire leurs troupes, et sp6- 
cialement le personnel prot^gE, des dispositions de la 
präsente Convention et pour les porter k la connaissance 
des populations. 
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Die Bestimmungen des zweiten Absatzes des vor* 
hergehenden Artikels finden auf sie Anwendung. 

Art. 23. 

Das Zeichen des roten Kreuzes auf weissem Grunde 
und die Worte ^ Rotes Kreuz ^ oder „Genfer Kreuz^ 
dürfen sowohl in Friedens- als in Eriegszeiten nur zum 
Schutze oder zur Bezeichnung der Sanitätsformationen 
und -Anstalten und des von der Übereinkunft geschützten 
Personals und Materials verwendet werden. 

Kapitel VII. 

« 

Anwendung und AusfOhrung der Übereinkunft. 

Art. 24. 
Die Bestimmungen der gegenwärtigen Übereinkunft 
sind nur für die vertragschliessenden Mächte im Falle 
eines Krieges zwischen zwei oder mehreren unter ihnen 
verbindlich. Die Verbindlichkeit dieser Bestimmungen 
hört auf, sobald sich am Kriege eine Macht beteiligt, 
welche die Übereinkunft nicht unterzeichnet hat. 

Art. 25. 
Die Oberbefehlshaber der kriegführenden Heere 
haben, was die Einzelheiten der Ausführung der vorher- 
gehenden Artikel und nicht vorgesehene Fälle betrifft, 
gemäss den Weisungen ihrer Regierungen und den all- 
gemeinen Grundsätzen der gegenwärtigen Übereinkunft 
zu verfahren. 

Art. 26. 
Die vertragschliessenden Regierungen werden die 
nötigen Vorkehrungen treffen, um ihre Truppen und 
insbesondere das geschützte Personal, sowie die Bevöl- 
kerung mit den Bestimmungen der gegenwärtigen Über- 
einkunft bekannt zu machen. 
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Chapitre VIII. 
De la ripreasion des abus et des infractions. 

Art. 27. 

Les Gouvernements signataires, dont la I^gislation 
ne serait pas dös ä präsent süffisante, s'engagent & 
prendre ou k proposer k leurs l^gislatures les mesures 
n^cessaires pour empdcher en tout temps Temploi, par 
des particuliers ou par des soci^t^s autres que celles 
y ayaut droit en vertu de la prösente Convention, de 
Tembläme ou de la d6nomination de Croix-Rouge ou 
Croix de GenAve^ notamment, dans un but commercial, 
par le moyen de marques de fabrique ou de commerce. 

L'iuterdiction de Pemploi de Temblöme ou de la 
d^nomination dont il s'agit produira son effet k partir 
de l'öpoque dätermiu^e par chaque lögislation et, au 
plus tard, cinq ans aprös la mise en vigueur de la prä- 
sente Convention. D6s cette mise en vigueur, il ne sera 
plus licite de prendre une marque de fabrique ou de 
commerce contraire k l'interdiction. 



Art. 28. 

Les Gouvernements signataires s'engagent ögale- 
ment ä prendre ou ä proposer ä leurs lägislatures, en 
cas d'insuffisance de leurs lois pönales militaires, les 
mesures n^cessaires pour r^primer, en temps de guerre, 
les actes individuels de pillage et de mauvais traite- 
ments envers des bless^s et malades des armöes, ainsi 
que pour punir, comme Usurpation dMnsignes militaires, 
l'usage abusif du drapeau et du brassard de la Croix- 
Rouge par des militaires ou des particuliers non pro- 
t^g^s par la präsente Convention. 
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Kapitel Vm. 
Bestrafung von Missbräuchen und Übertretungen. 

Art. 27. 

Die Regierungen der Vertragsstaaten, deren Gesetz- 
gebung noch ungenügend ist, verpflichten sich, die er- 
forderlichen Massnahmen zu treffen oder ihren gesetz- 
gebenden Behörden vorzuschlagen, um jederzeit zu ver- 
hindern, dass einzelne Personen oder Gesellschaften, 
die nach der gegenwärtigen Übereinkunft dazu nicht 
berechtigt sind, von dem Zeichen des roten Kreuzes 
oder von den Worten j^Rotes Kreuz ^ oder „Genfer 
Kreuz^^ namentlich zu Handelszwecken als Fabrik- und 
Handelsmarken, Gebrauch machen. 

Das Verbot des Gebrauches dieses Zeichens oder 
dieser Worte wird von dem Zeitpunkte an wirksam, 
den die Gesetzgebung der einzelnen Staaten festsetzt, 
spätestens aber fünf Jahre nach dem Inkrafttreten der 
gegenwärtigen Übereinkunft. Von diesem Zeitpunkte an 
wird die Eintragung einer diesem Verbot zuwider- 
laufenden Fabrik- oder Handelsmarke nicht mehr ge- 
stattet sein. 

Art. 28. 

Die Regierungen der vertragschliessenden Staaten, 
deren Militärstrafgesetze unzulänglich sind, verpflichten 
sich ausserdem, die erforderlichen Massnahmen zu treffen 
oder ihren gesetzgebenden Behörden vorzuschlagen, um 
in Kriegszeiten die Plünderung und Misshandlung kran- 
ker und verwundeter Soldaten, sowie die missbräuch- 
liche Benutzung der Fahne und der Armbinde vom 
Roten Kreuz durch Militär- und Privatpersonen, die 
nicht unter dem Schutz der gegenwärtigen Übereinkunft 
stehen, als widerrechtliche Aneignung militärischer Ab- 
zeichen zu bestrafen. 
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Ils 86 communiqueront, par Pinterin^diaire du Con- 
seil f^d^ral suisse, les dispositioos relatives & cette r^- 
pressiou, au plus tard dans les cinq ans de la ratifica- 
tion de la präsente Convention. 

Dispositions g^n^rales. 

Art. 29. 
La präsente Convention sera ratifi^e aussi tot que 
possible. 

Les ratifications seront döpos^es ä Berne. 

II sera dressä du d^pöt de chaque ratification un 
procfes-verbal dont une copie, certiflöe conforme, sera 
remise par la voie diplomatique k toutes les Puissances 
contractantes. 

Art. 30. 
La prösente Convention entrera eh vigueur pour 
chaque Puissance six mois apr^s la date du d^pöt de 
sa ratification. 

Art. 31. 

La präsente Convention, düment ratifi^e, remplacera 
la Convention du 22 aoüt 1864 dans les rapports entre 
les Etats contractants. 

La Convention de 1864 reste en vigueur dans les 
rapports entre les Parties qui Tont sign^e et qui ne 
ratifieraient pas ägalement la präsente Convention. 

Art. 32. 
La präsente Convention pourra, jusqu'au 31 dä- 
cembre prochain. ätre signäe par les Puissances reprä- 
sentäes ä la Conference qui s'est ouverte ä Genäve le 
11 juin 1906. ainsi que par les Puissances non reprä- 
sentäes k cette Conference qui ont signä la Convention 
de 1864. 
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Sie werden sich spätestens binnen fünf Jahren, von 
der Batifikation der gegenwärtigen Übereinkunft an ge- 
rechnet, durch die Vermittlung des schweizerischen 
Bundesrates die erlassenen Strafbestimmungen mitteilen. 

Allgemeine Bestimmungen. 

Art. 29. 

Die gegenwärtige Übereinkunft soll sobald als 
möglich ratifiziert werden. 

Die Ratifikationsurkunden sollen in Bern hinterlegt 
werden. 

Über die Hinterlegung der Ratifikationsurkunden 
ist ein Protokoll aufzunehmen, wovon eine beglaubigte 
Abschrift allen vertragschliessenden Mächten auf diplo- 
matischem Wege mitgeteilt werden soll. 

Art. 30. 
Die gegenwärtige Übereinkunft wird fflr jede Macht 
sechs Monate nach der Hinterlegung ihrer Ratifikations- 
urkunde in Kraft treten. 

Art. 31. 

Die gegenwärtige Übereinkunft ersetzt, wenn ge- 
hörig ratifiziert, in den Beziehungen zwischen den Ver- 
tragsstaaten die Übereinkunft vom 22. August 1864. 

Die Übereinkunft von 1864 bleibt in Kraft zwischen 
den Staaten, die sie unterzeichnet, aber die gegen- 
wärtige Übereinkunft nicht ratifiziert haben. 

Art. 32. 
Die gegenwärtige Übereinkunft kann bis zum 
31. Dezember 1906 von den Mächten unterzeichnet 
werden, die an der am 11. Juni 1906 in Genf eröffneten 
Konferenz vertreten waren, sowie von den an dieser 
Konferenz nicht vertretenen Mächten, welche die Über- 
einkunft von 1864 unterzeichnet haben. 
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Den Mächten, die am 31. Dezember 1906 die gegen- 
wärtige. Übereinkunft nicht unterzeichnet baten werden, 
steht es frei, ihr später beizutreten. Sie haben ihren 
Beitritt durch eine an den schweizerisciien Bundesrat 
gerichtete schriftliche Mitteilung zu erklären ; der Bun- 
desrat gibt hiervon alien vertragschliessenden Mächten 
Kenntnis. 

Die übrigen Mächte können ihren Beitritt in der 
gleichen Weise erklären, aber ihre Erklärung wird erst 
dann rechtskräftig, wenn der Bundesrat binnen eines 
Jahres, von der ihm gemachten Mitteilung an gerechnet, 
von keinem Vertragsstaate eine Einsprache erhält. 

Art. 33. 

Jede vertragscbliessende Partei kann die gegen- 
wärtige Übereinkunft kttndigen. Diese Kündigung wird 
erst ein Jahr nach der schriftlich an den schweizerischen 
Bundesrat erfolgten Mitteilung wirksam. Der Bundesrat 
wird die Kündigung sofort allen andern Vertragsstaaten 
mitteilen. 

Die Kündigung gilt nur für die Macht, die sie an- 
gezeigt hat. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten die 
vorliegende Übereinkunft unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln versehen. 

Ausgefertigt in Genf den sechsten Juli eintausend- 
neunhundertsechs in einem einzigen Exemplar, das im 
Archiv der schweizerischen Eidgenossenschaft hinterlegt 
bleibt und wovon beglaubigte Abschriften den vertrag- 
schliessenden Mächten auf diplomatischem Wege über- 
mittelt werden sollen. 

(Folgen die Uuterschriften der BevoUmächtigteD.) 



Convention 

ponr 

'adaptatioD k la guerre marltlnie des prinelpes de 

la ConTentlon de Gen^re. 

(La Haye, 18 octobre 1907). 

Article premier. Les bätiments-Iiöpitaux militaires, 
'est-ä-dire les bätiments constrnits ou amänagSs par 
}3 Etats sp^cialement et uDiquement eifTue de porter 
Bcours aux bless^s, malades et naufragös, et dont les 
oms auront 4tä communiqu^s, ä Tonverture ou au cours 
es hostilit^s, en tout cas avant toute mise en usage, 
nx Puissauces belligörantes, sont respectös et ne peu- 
ent ätre capturäs pendaut la dur^e des hostilit^s. 

Ces bätiments ne sont pas non plus assimil^s aux 
avires de guerre au point de vue de leur söjour dans 
n port neutre. 

Art. 2. Les bätiments hospitaliers, ^quip^s en to- 
dMt6 ou en partie aux frais des particuliers ou des 
oci6t6s de secours officiellement reconnues, sont ögale- 
lent respectäs et eiempts de capture, si la Puissance 
etlig^rante doot ils d^pendent, lenr a donnä une com- 
lissiou officielle et en a notifi^ les noms k la Puissance 
dverse k l'ouverture ou au cours des tiostitit^s, en tout 
as avant toute mise en usage. 

Ces navires doivent 6tre porteurs d'un document 
e Tautoritö comp^tente däclarant qu'ils ont ^tä soumis 
son contröle pendaat leur armement et ä leur d^part 
nal. 
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IL 

Abkommen 

betreffend 

die Anwendnng der Grundsätze der Genfer Konvention 

anr den Seekrieg. 

(Haag, 18. Oktober 1907). 

Art. 1. Die militärischen Lazarettschiffe, d. h. die 
Schiffe, die vom Staate einzig und allein erbaut und 
eingerichtet worden sind, um den Verwundeten, Kranken 
und Schiffbrüchigen Hülfe zu bringen, und deren Namen 
beim Beginn oder im Verlauf der Feindseligkeiten, 
jedenfalls aber vor irgendwelcher Verwendung den krieg- 
führenden Mächten mitgeteilt werden, sind zu achten 
und dürfen während der Dauer der Feindseligkeiten 
nicht weggenommen werden. 

Auch dürfen diese Schiffe bei einem Aufenthalt in 
neutralen Häfen nicht als Kriegsschiffe behandelt werden. 

Art. 2. Lazarettschiffe, die ganz oder zum Teil auf 
Kosten von Privatpersonen oder von amtlich anerkannten 
Hülfsgesellschaften ausgerüstet worden sind, sind eben- 
falls zu achten und von der Wegnahme ausgeschlossen, 
sofern die kriegführende Macht, der sie angehören, 
eine amtliche Bescheinigung für sie ausgestellt und ihre 
Namen dem Gegner bei Beginn oder im Verlaufe der 
Feindseligkeiten, jedenfalls aber vor irgendwelcher Ver- 
wendung, bekannt gemacht hat. 

Diese Schiffe müssen eine von der zuständigen Be- 
hörde auszustellende Bescheinigung darüber bei sich 
führen, dass sie sich während der Ausrüstung und beim 
Auslaufen unter ihrer Aufsicht befunden haben. 
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irizontale rerte d'un mfetre et demi de largenr 
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Art. 3. Lazarettschiffe, die ganz oder zum Teil 
auf Kosten von Priyatpersoneu oder von amtlich aner- 
kannten Hülfsgesellschaften neutraler Staaten ausge- 
rüstet worden sind, sind zu achten und von der Weg- 
nahme ausgeschlossen, unter der Bedingung, dass sie 
sich der Leitung eines der Kriegführenden mit vorgän- 
giger Einwilligung ihrer eigenen Regierung und mit 
Ermächtigung des Kriegführenden selbst unterstellt 
haben und dass dieser ihren Namen zu Beginn oder im 
Verlauf der Feindseligkeiten, jedenfalls aber vor irgend- 
welcher Verwendung, dem Gegner bekannt gemacht hat. 

Art. 4. Die in den Artikeln 1, 2, 3 bezeichneten 
Schiffe sollen den Verwundeten, Kranken und Schiff- 
brüchigen der Kriegführenden ohne Unterschied der 
Nationalität Hülfe und Beistand gewähren. 

Die Regierungen verpflichten sich, diese Schiffe zu 
keinerlei militärischen Zwecken zu benutzen. 

Diese Schiffe dürfen in keiner Weise die Bewe- 
gungen der Kriegsschiffe behindern. 

Während des Kampfes und nach dem Kampfe han- 
deln sie auf ihre eigene Gefahr. 

Die Kriegführenden üben ein Aufsichts- und Durch- 
suchungsrecht über sie aus. Sie können ihre Hülfe ab- 
lehnen, ihnen befehlen, sich zu entfernen, ihnen eine 
bestimmte Fahrtrichtung vorschreiben, einen Kommissär 
an Bord geben und sie auch zurückhalten, wenn beson- 
ders erhebliche Umstände es erfordern. 

Die Kriegführenden sollen die den Lazarettschiffen 
gegebenen Befehle, soweit wie möglich, in deren Schiff- 
tagebuch eintragen. 

Art. 5. Die militärischen Lazarettschiffe sind kennt- 
lich zu machen durch einen äussern weissen Anstrich 
mit einem wagrecht laufenden, etwa anderthalb Meter 
breiten grünen Streifen. 
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Les bätiments qui sont mentiono^s dans les ar- 
cles 2 et 8, seront distinguäs par uoe peintnre ext6- 
eure blanche avec une bände horizontale rouge d'uD 
ötre et demi de largeur environ. 

Les embarcatiODs des bätimeuts qui viennent d'ötre 
eDtionnÖB, comme les petita bätiments qui pourroot 
,re affect^s au Service hospitalier, se distingueroot par 
le peiuture analogue. 

Tous les bätiments hospitaliers se feront recoo- 
litre en bissant, avec lear pavillon national, le pa* 
Hon blanc ä croix rouge prävu par la Convention de 
en^ve et, ea outre, s'ils ressortissent ä un &tat neutre, 
I arborant au grand mät le pavillon national du belli- 
^rant sous la direction duqnel ils se sont plac^s. 

Les bätiaients hospitallers qui, dans les termes de 
irticle 4, BODt d^tenus par l'ennemi, auront k rentrer 
pavilloD national du bellig^rant dont ils relövent. 

Les bätimeots et embarcations ci-dessus mentionn^s, 
li veulent s'assurer la nuit le respect auquel ils ODt 
-oit, OQt, avec l'assentiment du belligSrant qu'ils ac- 
impagDent, h prendre les mesures n^cessaires pour que 
, peintnre qui les caract^rise soit suffisauimeDt appa* 
mte. 

Art. 6. Les signes distinctifs prßvus & l'article 5 
j pourront ötre employ^s, soit en temps de paix, soit 
1 temps de guerre, que pour prot^ger ou d^signer les 
Uiments qui y sont mentionn^s. 

Art. 7. Dans le cas d'un combat ä bord d'un vais- 
)au de guerre, les Infirmeries seront respecties et m6- 
tig^es autant que faire se pourra. 

Ces infirmeries et leur mat^riel demeurent soumis 
ax lois de ta guerre, mais ne pourront 6tre d^tourn6s 
e leur eraploi, tant qu'ils seront ndcessatres aux blessäs 
b malades. 



Die in den ArtilielD 2 und 3 bezeichneten 
sind kenntlich zu machen durch einen äussern v 
Anstrich mit einem wagrecht laufenden, etwa i 
halb Meter breiten roten Streifen. 

Die Boote dieser Schiffe, sowie die kleine 
Lazarettdienste verwendeten Fahrzeuge mQssen 
einen Ähnlichen Anstrich kenntlich gemacht sein 

Alle Lazarettschiffe sollen sich dadurch erk< 
machen, dass sie neben der Nationalflagge die i 
Qenfer Abkommen vorgesehene weisse Flagge m 
roten Ereaze und ausserdem, sofern sie einem nei 
Staate angeboren, am Hauptmast die nationale ! 
des Eriegfübrenden, dessen Leitung sie sich untf 
haben, hissen. 

Lazarettschiffe, die gemäss Artikel 4 vom '. 
zurückgehalten werden, haben die Nationalflagf 
Kriegführenden, dem sie unterstellt sind, unterz) 

Wollen sieb die vorstehend erwähnten Scbil 
Boote auch während der Nacht den ihnen gebüh 
Schutz sichern, so haben sie mit Genehmigung des 
fllhrenden, den sie begleiten, die notwendigen V 
rungen zu treffen, damit der sie kenntlich mai 
Anstrich genttgend sichtbar ist. 

Art. 6. Die Im Artikel 5 vorgesehenen Ab2 
sollen sowohl in Friedens- als auch in Kriegszeit 
zum Schutze und zur Bezeichnung der dort erw. 
Schiffe gebraucht werden. 

Art. 7. Im Falle eines Kampfes an Bord 
Kriegsschiffes sollen die Lazarette tunlichst ge 
und geschont werden. 

Diese Lazarette und ihre Ausrüstung bleibt 
Kriegsgesetzen unterworfen, dürfen aber ihrer E 
mnng nicht entzogen werden, solange sie für V< 
dete und Kranke erforderlich sind. 



■.V .T,« 
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Toutefois le commandant qui les a en son pouvoir, 
a la facult(^ d'en disposer, en cas de necessitä militaire 
importante, en assurant au pröalable le sort des bless^s 
et malades qui s'y trouvent. 

Art. 8. La protection due aux bätiments hospita- 
liers et aux infirmeries des vaisseaux cesse si Ton en 
use pour commettre des actes nuisibles ä Tenuemi. 

N'est pas consid6r6 comme 6tant de nature ä justi- 
fier le retrait de la protection le fait que le personnel 
de ces bätiments et infirmeries est armä pour le main- 
tien de Tordre et pour la defense des bless6s ou ma- 
lades, ainsi que le fait de la pr^sence ä bord d'une 
Installation radio-täl6graphique. 

Art. 9. Les belligöraots pourront faire appel au 
zöle charitable des commandants de bätiments de com- 
merce, yachts ou embarcations neutres, pour prendre ä 
bord et soigner des blosses ou des malades. 

Les bätiments qui auront räpondu ä cet appel ainsi 
que ceux qui spontanöment auront recueilli des bless^s, 
des malades ou des naufrag6s, jouiront d'une protection 
speciale et de certaines immunit^s. En aucun cas, ils 
ne pourront 6tre captur6s pour le fait d'un tel trans- 
port; mais, sauf les promesses qui leur auraient 6ti 
faites, ils restent expos6s ä la capture pour les viola- 
tions de neutralit^ qu'ils pourraient avoir commises. 

Art. 10. Le personnel religieux, mödical et hospi- 
talier de tout bätiment capturä est inviolable et ne peut 
6tre fait prisonnier de guerre. II empörte, en quittant 
le navire, les objets et les Instruments de Chirurgie qui 
sont sa propri6t6 particuliäre. 
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Gleichwohl kann der Befehlshaber, der sie in seiner 
Gewalt bat, im Falle gewichtiger militärischer Erfor- 
dernisse darftber rerfUgen, wenn er zavor den Verbleib 
der darin untergebrachten Verwundeten und Kranken 
sichergestellt bat. 

Art. 8. Der den Lazarettschiffen und den Schiffs- 
lazaretten geb&hrende Schutz hdrt auf, wenn sie dazu 
verwendet werden, dem Feinde zu schaden. 

Als geeignet, am den Verlust des Schutzes zu be- 
grdDden, soll weder die Tatsache gelten, dass äas Per- 
sonal dieser SchilTe und Lazarette zur Aufrechterhal- 
tung der Ordnung und zur Verteidigung der Verwun- 
deten oder Kranken bewaffnet ist, noch die Tatsache, 
dass sieb eine fuiikentelegrapbiscbe Einrichtung an Bord 
befindet. 

Art. 9. Die Kriegführenden können den Wobltätig- 
keitssinn der Führer neutraler Kauffahrteischiffe, Yachten 
oder Boote anrufen, damit sie Verwundete oder Kranke 
an Bord nehmen und versorgen. 

Fahrzeuge, die diesem Aufrufe nachkommen, ebenso 
wie solche, die unaufgefordert Verwundete. Kranke oder 
Schiffbrüchige aufgenommen haben, geniessen einen be- 
sondem Schutz und bestimmte Vergänstigungen. In 
keinem Falle können sie wegen einer solchen Beförde- 
rung weggenommen werden; sie bleiben jedoch, sofern 
ihnen nicht ein anderes versprochen ist, im Falle von 
Neutralität); Verletzungen, deren sie sie sich etwa schul- 
dig gemacht haben, der Wegnahme ausgesetzt. 

Art. 10. Das geistliche, ärztliche und Lazarettper- 
sooal weggenommener Schiffe ist unverletzlich und kann 
nicht kriegsgefangen gemacht werden. Es ist berech- 
tigt, beim Verlassen des Schiffes die Gegenstände und 
chirurgischen Instrumente, die sein Privateigentum sind, 
mit sich zu nehmen. 




Ce persoDuel continudra ä remplir 3«8 fonctions 

que cela sera n^cesBure et il pourra ensoite se 

«r, lorsque le commaDdant eu chef le jugera possible. 

Les bellig-ärants doiveot assurer ä ce perBonnel 
>6 eotre leurs mains, les mämes allocations et la 
e solde qu'an persoonel des mfimes grades de lear 
<re marine. 

Art. 11. Les marißs et militaires embarqu^s, et 
lutres personnes officiellement attacht^es aux marines 
MIX arm6es, bless6s ou malades, ä quelque nation 
s appartieneent, seront respect6s et soign^s par les 



Art. 12. Tout Taiaseau de guerre d'uoe partie bet- 
'ante peut r6clamcr la remise des bleas6s, malades 
laufrag^s, qui soDt b. bord de bätiments-böpitaux 
:aires, de bätiments hoRpitaliers de soci^tös de 
urs ou de particuliere, de navires de commerce, 
its et embarcatlons, quelle que seit la DatioDalitö 
les bätimeets, 

Art. 13. 8i des blessös, malades ou naufVag^s, sont 
eillis & bord d'un vaisseau de guerre neutre, il 
a Stre pourvu, dans la mesure du possible, & ce 
s ne paisseut pas de nouveau prendre part aux 
atioQS de la guerre. 

Art. 14. Sont prisonniers de guerre les uaufragös, 
i^ ou malades, d'un bellig^rant qui tombent au 
oir de l'autre. II appartient k celui-ci de d^cider, 
not les circonstances, s'il convient de les garder, 
es diriger sar un port de sa oatioD, sur nn pwt 
re ou mftme sur un port de l'adversaire. Dans ce 



Es soll jedoch seioe Dienste ho lange weiter leieten, 
als es notwendig erscheint, und kann sich erst dann 
zurtickziehen, wenn der oberste Befehlshaber es fär 
zulässig erklärt. 

Die KriegfUhrenden sind verpflichtet, diesem Per; 
sonal, wenn es in ihre Hände ßillt, dieselben Bezüge 
and dieselbe Löhnaog: suzusichern wie dem Personal 
gleichen Dienstgrades der eigenen Marine. 

Art. 11. Die an Bord befindlichen Marine- und Mi- 
litärpersonen, sowie andere den Marinen oder Heeren 
dienstlich beigegebene Personen sollen, sofern sie ver- 
wundet oder krank sind, von demjenigen, der das Schiff 
nimmt, ohne Unterschied der Nationalität geachtet und 
versorgt werden. 

Art. 12. Jedes Kriegsschiff einer Kriegspartei kann 
die Herausgabe der Verwundeten, Kranken oder Schiff- 
brüchigen verlangen, die sich an Bord von militärischen 
Lazarettschiffen, von Lazarettschiffen einer Hölfsgesell- 
scbaft oder einer Privatperson, von Kauffahrteischiffen, 
Yachten and Booten befinden, welches auch die Natio- 
nalität dieser Fahrzeuge sei. 

Art. 13. Wenn ein neutrales Kriegsschiff Verwun- 
dete, Kranke oder Schiffbrüchige an Bord genommen 
hat, so muss soweit wie möglich dafür gesorgt werden, 
dass diese nicht wieder an den Kriegsunternebmungen 
teilnehmen können. 

Art. 14. Schiffbrüchige, Verwundete oder Kranke 
eines Kriegführenden sind Kriegsgefangene, wenn sie 
in die Gewalt eines andern Kriegführenden fallen. Es 
bleibt diesem überlassen, den Umständen nach darüber 
zu befinden, ob sie festzuhalten oder ob sie nach einem 
Hafen seiner Nation, nach einem neutralen Hafen oder 
sonst nach einem Hafen des Gegners befördert werden 
sollen. Im letztern Falle dürfen die so in ihre Heimat 



prisonniers ainsi rendue k leur pays 
r pendant 1a dar^e de la guerre. 
i naufragäs, bless^a ou malades, qui 
ans un port neatre, da coDsentement 
B, devront, ä moins d'un arrangement 
.t neutre avec les Etats belligärants, 
L'^tat neutre de mani^re qu'ils ne 
louveau prendre part aux opäratioog 

ospitalisatioii et d'internement seront 
ftt dont relferent les naufragäs, blosses 

:6s cbaque combat, les deuz Parties 
ant qua les iot^rfits militaires le com- 
. des mesures paur rechercher les oau- 
et tes malades et ponr les faire pro- 
!S morts, coDtre le pillage et les mau- 

nt ä, ce que l'iDbumation, l'immersion 
les morts soit pr^c^d^e d'un examen 
cadavres. 

^ae bellig^rant enverra, d6s qu'il sera 
rit^s de leur pays, de leur marine ou 
i marques ou pi&ces militaires d'iden- 
les morts et l'^tat üominatif des 
s recueillis par luj. 



ints se tiendront röciproquement au 
oements et des mutations, ainsi que 
les höpitaux et des dSc^s surreous 
et malades en leur pouvoir. Hs re- 
is objets d'un usage personnel, raleurs. 
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enUassenen Kriegsgefangenen wfilirend der Dauer des 
Krieges nicht mebr dienen. 

Art. 15. Schiftbrüchige, Verwundete oder Kranke, 
die mit Genehmigung der Ortsbehörde in einem neu- 
tralen Hafen ausgeschifft worden sind, sollen, sofern 
nicht zwischen dem neutralen Staate und dem krieg- 
fQhreuden Staate ein anderes vereinbart ist, durch den 
neutralen Staat derart bewacht werden, dass sie nicht 
wieder an den Kriegsunternebiuaugen teilnehmen können. 

Die Kosten der Pflege und der Unterbringung sind 
von dem Staate zu tragen, dem die Schiffbrtlchigen, 
Verwundeten oder Kranken angehören. 

Art. 16. Nach jedem Kampfe sollen die beiden 
KrJegsparteien, soweit es die militärischen Zwecke ge- 
statten, Vorkehrungen treffen, am die Schiftbrüchigen, 
Verwundeten und Krauken aufzusuchen und sie ebenso 
wie die Gefallenen gegen Beraubung und schlechte Be- 
handlung zu schfltzen. 

Sie sollen darüber wachen, dass der Beerdigung, 
Versenkung oder Verbrennung der Gefallenen eine sorg- 
flUtige Leichenschau vorangeht. 

Art. 17. Jeder Kriegführende soll sobald als mög- 
lich die bei den Gefallenen aufgefundenen militärischen 
Erkennungsmarken und Beweisstücke der Identität, 
sowie ein Namen SYerzeichnis der von ihm aufgenom- 
menen Verwundeten oder Kranken deren Landesbebörden 
oder Dienstbehörden ihrer Marine oder ihres Heeres 
übermitteln. 

Die Kriegführenden sollen sich über die Unterbrin- 
gung von Kranken und Verwundeten, die sich in ihrer 
Gewalt beünden, und den Wechsel in der Unterbrin- 
gung, sowie Über ihre Aufnahme in die Lazarette und 
die vorkommenden Sterbefälle gegenseitig auf dem lau- 
fenden erbalten. Sie sollen alle zum persönlichen Ge- 



Ö8 dane les vaisseanx cf^- 
ees^s ou malades d^cidto 
aire transmettre aax int^- 
lar pajs. 



de 1a präsente Convention 
s Pnissances contractantes 
its sont toas parties i la 

ts an chef des flottes des 
r aux d^tails d'ezäcution 
i qu'aux cas non pr^vus, 
irs GouvernemeDts respec- 
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signataires prendront les 
uire leurs marines et spä- 
;&, des dispositioDS de la 
IS porter k la connaissance 

s signataires s'engagent 
p08er A leurs l^gislatures, 
lois pönales, les mesures 
temps de guerre, les actes 
lauvais traitements envers 
ines, aJnsi que pour pnnir, 
militaires, l'usage abusif 
A l'article 5 par des bäti- 
'äsente Convention. 
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brauche bestimmten Gegenstände, Wertsachen, Briefe 
Qsw., die auf den genommenen Schiffen gefunden oder 
von den in Hospitälern sterbenden Verwundeten oder 
Kranken hinterlassen werden, sammeln, um sie durch 
deren Landesbehörden den Berechtigten übermitteln zu 
lassen. 

Art. 18. Die Bestimmungen dieses Abkommens 
finden nur zwischen den Vertragsmächten Anwendung 
und nur dann, wenn die Eriegftthrenden sämtlich Ver- 
Vertragsparteien sind. 

Art. 19. Die Oberbefehlshaber der Flotten der 
Kriegführenden haben für die Einzelheiten der Aus- 
führung der vorstehenden Artikel und für die vorge- 
sehenen Fälle gemäss den Weisungen ihrer Regierungen 
und im Sinne dieses Abkommens zu sorgen. 

Art. 20. Die Mächte, die unterzeichnet haben, 
werden die erforderlichen Massnahmen treffen, um die 
Bestimmungen dieses Abkommens ihrer Marinen und 
besonders dem geschützten Personale bekannt zu machen 
und sie zur Kenntnis der Bevölkerung zu bringen. 

Art. 21. Die Mächte, die unterzeichnet haben, ver- 
pflichten sich gleichermassen, im Falle der Unzuläng- 
lichkeit ihrer Strafgesetze die erforderlichen Mass- 
nahmen zu treffen oder ihren gesetzgebenden Körper- 
schaften vorzuschlagen, um in Kriegszeiten die von 
Einzelnen begangenen Handlungen der Beraubung und 
der schlechten Behandlung von Verwundeten und Kran- 
ken der Marinen mit Strafe zu belegen, sowie um den 
unbefugten Gebrauch der in Art. 5 vorgesehenen Ab- 
zeichen durch die von diesem Abkommen nicht ge- 
schützten Schiffe als Anmassnng militärischer Abzeichen 
zu bestrafen. 



par riDtermMiaire da Goq- 
les dispositionB relatives & 
ord dans les cinq ans de la 
ConreDtiOD. 

irations de guerre eotre les 
des belligärants, les disposi- 
sntion ne seront applicables 
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Sie werden sich durch Vermittlung der niederlän- 
dischen Regierung diese Strafbestimmung spätestens in 
fünf Jahren nach der Ratifikation dieses Abkommens 
gegenseitig mitteilen. 

Art. 22. Finden Eriegsunternehmungen zwischen 
Land- und Seestreitkräften der Kriegführenden statt, 
so sollen die Bestimmungen dieses Abkommens nur für 
die eingeschifften Streitkräfte Anwendung finden. 

(Die Artikel 28—28 enthalten die Bestimmnngen betreffend 
Vollzag, Geltungsbereich and Kündigung vorstehender Eonvention). 
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